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1. Anlass und Erforderlichkeit 

Der im Gewerbegebiet ansässige Betrieb benötigt mehr Lagerflächen. Da die zur Verfügung stehenden Flä-
chen begrenzt sind und neue Bauflächen nicht in Anspruch genommen werden sollen, ist es erforderlich, 
die zulässige Wandhöhe zu erhöhen. Daher ist es erforderlich, den gültigen Bebauungsplan in der Fassung 
der 2. Änderung zu ändern. 

2. Flächennutzungsplan, Regional- und Landesplanung 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde stellt die Fläche in der Fassung der 13. Änderung als Gewerbege-
biet dar. Daher ist die Bebauungsplanänderung aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

Fridolfing ist im Regionalplan für die Planungsregion 18 (RP 18) als Kleinzentrum eingestuft. 

Die Gemeinde liegt im regionalen Ergänzungsbereich zum Stadt- und Umlandbereich Salzburg im ländli-
chen Raum an einer Entwicklungsachse von regionaler Bedeutung.  

Für eine verstärkte Siedlungsentwicklung kommen die zentralen Orte und die Entwicklungsachsen in Be-
tracht (RP 18 B II 4). 

Die Siedlungsentwicklung in der Region soll sich an der Raumstruktur orientieren und unter Berücksichti-
gung der sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen ressourcenschonend weitergeführt werden. Dabei sol-
len  
• die neuen Flächen nur im notwendigen Umfang beansprucht werden, 
• die weitere Siedlungsentwicklung an den vorhandenen und kostengünstig zu realisierenden Infra-

struktureinrichtungen ausgerichtet sein (RP 18 B II 1 G). 
• Die Wirtschaftskraft in der Region soll insgesamt gesichert und in einzelnen Teilräumen gestärkt 

werden (RP 18 B V 3 G). 
• Um die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten und zu verbessern und um günstigere Voraus-

setzungen für die Ansiedlung von Unternehmen insbesondere in den zentralen Orten zu schaffen, ist 
die Ausweisung von Gewerbegebieten und ein weiterer Ausbau der Infrastruktur erforderlich. Dabei 
soll das Naturpotenzial nicht nachhaltig beeinträchtigt werden (RP 18B V 3). 

Mit der Änderung des Bebauungsplanes werden keine neuen Bauflächen in Anspruch genommen, sondern 
es werden die Voraussetzungen für eine Nachverdichtung geschaffen. 

3. Geltungsbereich 

Der Änderungsbereich umfasst eine Teilfläche des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Kaltenbrunn II“ in der 
Fassung der 2. Änderung. 

 

Abb. 1 Übersichtsplan mit Kennzeichnung des Planungsgebiets (rot umrandet) – o. M. 
Quelle: BayernAtlas © StMFH; Fachdaten © 2026 LfU. Geobasisdaten © 2026 Bay. Vemessungsverwaltung 
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Der Geltungsbereich ist im Planteil festgesetzt. 

4. Städtebauliche Planung 

4.1 Bestand  

Die Fläche ist zum Teil bereits bebaut und zum Teil unbebaut. Die im Bebauungsplan festgesetzte Orts-
randeingrünung ist bereits hergestellt. Das Gelände ist weitgehend eben. 

Das Betriebsgelände ist im Norden und im Südwesten an die bestehende Gemeindestraße angeschlossen 
und damit auch an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. 

Da die Planung auch einen bisher unbebauten Bereich umfasst und der unbebaute Bereich überwiegt, stellt 
die Planung keine Innenentwicklung dar, so dass ein Verfahren nach § 13a BauGB nicht möglich ist. 

Für den bisher bebauten Bereich wurden bereits im Rahmen der Baugenehmigung Befreiungen vom Be-
bauungsplan in der Fassung der 2. Änderung erteilt: 
• Erhöhung der zulässigen Wandhöhe auf 13,40 m 
• Höhe der Silos 20 m 
• Verzicht auf Gebäudegliederungen ab 25 m Länge durch untergeordnete Zwischenbauten  
• Freiflächengestaltungplan weicht hinsichtlich der Lage der Ausgleichsfläche und der Grünfläche an 

der Gemeindeverbindungsstraße ab. Die Ausgleichsfläche und die Ortsrandeingrünung wurden auf 
dieser Basis hergestellt. 

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, der von wild abfließendem Oberflächenwasser betroffen ist. Die 
Gemeinde lässt derzeit ein Sturzflutmanagement erarbeiten. In diesem Zuge wird auch das Plangebiet be-
trachtet und auf dieser Basis eine mögliche Gefährdung und ggf. erforderliche Schutzmaßnahmen ermittelt. 
Gleichzeitig muss sichergestellt sein, dass eine Veränderung des Niederschlagswasserabflusses Dritte nicht 
nachteilig betrifft. Die Ergebnisse werden zum nächsten Verfahrensschritt vorgelegt. 

4.2 Planung 

Geplant ist, wie bereits für den Bestand genehmigt, insgesamt eine Erhöhung der Wandhöhe von 12,0 m 
auf 13,40 m, zusätzlich soll für ein Hochregallager auf einer Grundfläche von höchstens 5.000 qm eine 
Höhe von 20,0 m zugelassen werden. 

Auch die bereits genehmigte Höhe von Silos von 20,0 m gilt nun für das gesamte Plangebiet. 

Um das Hochregallager insgesamt in der Höhe zu begrenzen, wird die Dachneigung für diesen Bereich von 
bis zu 20 Grad auf höchstens 7 Grad begrenzt.  

Um die Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu minimieren, wird die Farbgebung der Gebäude 
angepasst und lediglich dunkle Farbtöne zugelassen. Gleichzeitig wird die erforderliche Gliederung der 
Baukörper präzisiert, um hier klarere Vorgaben zu schaffen. Bereits im Zuge der Genehmigung des Bestan-
des wurde eine Befreiung von der ursprünglichen Festsetzung zur Gliederung der Baukörper erteilt. 

Die Ausgleichsfläche ist bereits hergestellt, daher setzt der Änderungsplan deren Lage, Pflege und Erhal-
tung fest. 

Die Festsetzung der Fläche für die Ortsrandeingrünung am Westrand wird hinsichtlich der Baumpflanzung 
ergänzt: bisher waren Laubbäume der Qualität Hochstamm zu pflanzen, dies wird nun so ergänzt, dass 
großkronige Laubbäume der Qualität Hochstamm zu pflanzen sind. Hier ist auch die genehmigte beste-
hende Zufahrt an der Südwestseite eingetragen. 

Von Be- und Entladebereichen gehen erfahrungsgemäß Lärm- und Lichtemissionen durch Fahrzeuge sowie 
der Be- und Entladevorgänge aus. Um die Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen in Form von 
Immissionen durch Licht und Lärm zu schützen, setzt der Bebauungsplan daher fest, dass auf den im Plan-
teil gekennzeichneten Gebäudeseiten keine Be- und Entladebereiche zulässig sind.  

Dazu wird der Bebauungsplan angepasst. 
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4.3 Auswirkungen der Planung 

4.3.1 Verkehr 

Durch die 3. Änderung des Bebauungsplanes wird kein zusätzlicher Verkehr im Vergleich zur bisherigen 
Fassung entstehen. Insgesamt ist der Standort auf kurzem Weg an das überörtliche Straßennetz ohne Be-
lastung schutzwürdiger Nutzungen angebunden.  

4.3.2 Ortsbild 

Durch die Erhöhung der Bebauung insbesondere im Bereich des Hochregallagers werden sich das Orts- und 
Landschaftsbild verändern. 

Die ergänzenden Festsetzungen tragen dazu bei, dass die Auswirkungen minimiert werden. Dennoch wird 
insbesondere das Hochregallager im Landschaftsraum sichtbar sein. 

Die Erhöhung der Wandhöhe auf 13,40 m und der Silos auf 20,0 m entsprechen bereits dem Bestand und 
wurden im Zuge der Erteilung der Befreiungen für den Gebäudebestand als städtebaulich vertretbar ange-
sehen. Durch die Änderung gelten diese Festsetzungen nun im gesamten Plangebiet. 

4.3.3 Technische Infrastruktur 

Die technische Infrastruktur muss aufgrund der Änderung des Bebauungsplanes nicht angepasst werden. 

Die Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt wie bisher über den entlang der Westgrenze verlaufenden of-
fenen Graben. 

4.3.4 Immissionsschutz 

Im Zuge der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Kaltenbrunn II“ der Ge-
meinde Fridolfing wurde bzgl. der Geräuschemissionen und -immissionen das Gutachten der Lärmschutz-
beratung Steger & Partner GmbH, Bericht Nr. 0977/B6/mec vom 15.01.2015 erstellt. Hier wurde bereits der 
Bereich der zweiten Erweiterung berücksichtigt.  

Diese Festsetzungen gelten weiter unverändert. 

4.3.5 Niederschlagswasser 

Für das Baugrundstück ist gemäß vorliegendem Bodengutachten Grundbaulabor München vom 11.12.2017 
aufgrund limitierter Wasserdurchlässigkeit des Untergrundes eine Versickerung nur eingeschränkt möglich. 
Gleichzeitig ist kein Anschluss an einen öffentlichen Regenwasserkanal vorgesehen, sodass eine dezentrale 
Bewirtschaftung auf dem Grundstück zwingend erforderlich ist zur Vermeidung von Überlastungen des 
Grundstücks sowie zum Schutz angrenzender Oberflächenabfluss erforderlich. 

Als technischer Bemessungsmaßstab wird das Arbeitsblatt DWA-A 117 der DWA herangezogen. Dieses Re-
gelwerk definiert anerkannte Regeln der Technik zur Dimensionierung von Regenrückhalteräumen und ge-
währleistet eine einheitliche und fachlich belastbare Bemessungsgrundlage. 

Zum Schutz der Nachbargrundstücke ist sicherzustellen, dass durch Bebauung, Versiegelung oder Gelände-
veränderungen kein zusätzliches oder beschleunigtes Niederschlagswasser auf angrenzende Flächen ab-
geleitet wird. Die Festsetzung dient damit der Vermeidung nachbarrechtlicher Konflikte und der schadlosen 
Niederschlagswasserbewirtschaftung. 

Da die eingeschränkte Versickerungsfähigkeit standortbedingt ist und geotechnische Randbedingungen (z. 
B. Durchlässigkeitsbeiwert, Schichtenaufbau, Grundwasserverhältnisse) maßgeblich für die Wirksamkeit 
von Versickerungsanlagen sind, ist eine Abstimmung des Versickerungskonzeptes mit einem Sachverstän-
digen für Geotechnik zwingend erforderlich. Dadurch wird sichergestellt, dass die gewählten Maßnahmen 
den örtlichen Bodenverhältnissen entsprechen und dauerhaft funktionsfähig sind. 

Der Bebauungsplan trifft dazu Festsetzungen. 
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4.3.6 Wild abfließendes Oberflächenwasser 

Nach den Erkenntnissen des gemeindlichen Sturzflutmanagements wird das Baugrundstück im Starkregen-
fall von wild abfließendem Wasser durchlaufen. Daraus ergibt sich eine besondere Gefährdungssituation 
sowohl für das Grundstück selbst als auch für angrenzende Ober- und Unterlieger. Gemäß § 37 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) darf der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil anderer 
Grundstücke verändert werden. Ohne entsprechende planungsrechtliche Regelung besteht die Gefahr, dass 
durch bauliche Maßnahmen Abflusshindernisse entstehen, Fließwege verlagert oder beschleunigt werden 
und sich hierdurch Schadensrisiken vergrößern. Bereits in der Bauleitplanung besteht die Verpflichtung zur 
umfassenden Konfliktbewältigung, soweit die Probleme erkennbar sind oder hätten erkannt werden müs-
sen. 

Zur Herstellung eines einheitlichen und rechtssicheren Bewertungsmaßstabes wird als Bemessungsgrund-
lage ein 100-jähriges Niederschlagsereignis herangezogen. Dieses entspricht dem im Haftungsrecht regel-
mäßig angewandten Maßstab für außergewöhnliche, jedoch nicht völlig atypische Naturereignisse. 

Das Sturzflutmanagement für Fridolfing basiert auf der Simulation eines einstündigen Starkregenereignis-
ses, das für den Ort als maßgebend ermittelt wurde. Zwar kann nicht ausgeschlossen werden, dass im 
Einzelfall eine andere Regendauer zu höheren Abflussspitzen führen könnte, jedoch wird aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit und zur Sicherstellung einer einheitlichen Bemessungsgrundlage auf die vorhandenen 
gutachterlichen Ergebnisse zurückgegriffen. Die Festlegung auf eine einstündige Ereignisdauer gewähr-
leistet eine praktikable, nachvollziehbare und fachlich begründete Anwendung im Vollzug. 

Zur Prüfung der grundsätzlichen Umsetzbarkeit der Festsetzung wurde exemplarisch eine vereinfachte hyd-
raulische Betrachtung durchgeführt. Dabei wurde überschlägig nachgewiesen, dass bei Einhaltung geeig-
neter Geländeanpassungen und Abflusskorridore eine nachteilige Veränderung der Abflussverhältnisse ver-
mieden werden kann. Die Ergebnisse dieser Vorprüfung wurden in Form einer Baubeschreibung mit zuge-
höriger Planskizze dokumentiert und dienen als Orientierungs- und Nachweisgrundlage für die weitere 
Planung. 

Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen, welche nachteilige Auswirkungen auf Dritte verhindern. Diese 
werden durch Hinweise ergänzt. 

5. Alternativen 

Als Alternative kommt die Nullvariante in Frage. Dies bedeutet hier konkret, den Bebauungsplan nicht zu 
ändern. Damit wären die Auswirkungen der Planung unverändert. Die neue Konzeption der Firma könnte 
nicht umgesetzt werden. 

Eine Alternative zur Änderung der zulässigen Höhe wäre die Beibehaltung der jetzt zulässigen Höhe. Um 
die erforderlichen Lagerkapazitäten unterzubringen, wäre es erforderlich, die überbaubare Fläche zu ver-
größern. Die derzeitige Grundstücksfläche wäre hierfür jedoch nicht ausreichend, so dass eine Erweiterung 
des Gewerbegebietes auf bisher nicht baulich genutzte Flächen notwendig wäre.  

Da dies jedoch dem Ziel, den Flächenverbrauch zu minimieren entgegensteht, hat sich der Gemeinderat in 
der Gesamtabwägung dafür entschieden, einer größeren Höhe den Vorrang vor zusätzlichem Flächenver-
brauch einzuräumen. 
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6. Umweltbericht 

Für Bauleitplanverfahren ist im Rahmen der Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) ein Umweltbericht zur er-
stellen (§ 2a BauGB und Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, § 2a und § 4c BauGB), in dem die in der Umweltprüfung 
ermittelten voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet werden.  

Der Umweltbericht ist ein selbständiger Teil der Begründung zum Bebauungsplan (§ 2a BauGB), dessen 
wesentliche Inhaltspunkte vorgegeben sind (Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB und Anhang 1 der EU-
SUP-Richtlinie). Im Folgenden werden die Belange des Umweltschutzes beschrieben und bewertet und die 
erheblichen Projektauswirkungen, Möglichkeiten der Vermeidung und Minimierung und Ausgleichsmaß-
nahmen werden dargestellt. 

Der Umweltbericht orientiert sich in seiner Ausführung und seinen Inhalten grundsätzlich an der Anlage 1 
zum Baugesetzbuch (BauGB) und baut auf dem Leitfaden zur Umweltprüfung in der Bauleitplanung der 
Obersten Baubehörde auf („Der Umweltbericht in der Praxis“). Die Gliederung des Umweltberichts wurde 
in Berücksichtigung der Notwendigkeit einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung einer 
UVP-Pflicht entsprechend angepasst, siehe hierzu auch Kap. 6.2). 

6.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans 

Der im Gewerbegebiet ansässige Betrieb benötigt mehr Lagerflächen. Da die zur Verfügung stehenden Flä-
chen begrenzt sind und neue Bauflächen nicht in Anspruch genommen werden sollen, ist es erforderlich, 
die zulässige Wandhöhe zu erhöhen. Daher ist es erforderlich, den gültigen Bebauungsplan in der Fassung 
der 2. Änderung zu ändern. 

 

Abb. 2 Luftbild mit Darstellung des Plangebietes (schematisch blau umrandet) – o. M. 
Quelle: BayernAtlas © 2026 StMFH; Geobasisdaten: © 2026 Bay. Vermessungsverwaltung 

Der Geltungsbereich ist im Wesentlichen eben. 

Die Änderung des Bebauungsplanes entspricht der ortsplanerischen Konzeption der Gemeinde. Die Planung 
dient damit der langfristigen Sicherung des bestehenden Gewerbebetriebes und dessen Entwicklungsmög-
lichkeiten. Dadurch wird das Angebot an wohnortnahen Arbeitsplätzen erhalten und verbessert. Auch wenn 
es sich hier um eine langfristig angelegte Planung handelt, die in einzelnen Bauabschnitten realisiert wer-
den soll, hält es die Gemeinde für erforderlich, bereits jetzt einen Bebauungsplan für die spätere Gesamt-
entwicklung aufzustellen, um in diesem Zuge eine umfassende Gesamtabwägung treffen zu können. 

Der Änderungsbereich mit einer Fläche von ca. 3,397 ha weist bereits einen Baubestand auf. 

6.2 Notwendigkeit einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles zur  
UVP-Pflicht gem. § 7 UVPG 

Gemäß § 7 Abs. 1 UVPG ist bei Vorhaben, die gemäß Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in Spalte 2 mit „A“ gekennzeichnet sind, eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der 
UVP-Pflicht durchzuführen. 
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Unter der Nummer 18 der Anlage 1 UVPG wird ausgeführt: 

13.7 Bau eines Städtebauprojekts für sonstige bauliche Anlagen, für den im bisherigen Außenbereich 
im Sinne des § 35 des Baugesetzbuchs ein Bebauungsplan aufgestellt wird, mit einer zulässigen 
Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder einer festgesetzten Größe 
der Grundfläche von insgesamt 

18.7.2 20 000 m² bis weniger 100 000 m². 

Die vorliegende Planung stellt die Änderung eines bestehenden Bebauungsplans dar. Der Änderungsbe-
reich mit einer Fläche von ca. 3,397 ha weist bereits einen Baubestand auf und ist auch für eine weitere 
Bebauung vorgesehen. 

Der Änderungsbereich mit bestehendem, aber noch nicht wahrgenommenem Baurecht hat eine Größe von 
etwa 2,032 ha. Mit der festgesetzten GRZ von 0,8 werden die Grenzwerte der Anlage 1 UVPG nicht erreicht. 
Eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ist nicht erforderlich. 

6.3 Überblick über die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen genannten Ziele des Um-
weltschutzes 

Städtebauliche Leitlinie im Sinne der Landes- und Regionalplanung ist eine nachhaltige Raumentwicklung, 
die zu einer dauerhaften, ausgewogenen und umweltgerechten Ordnung gleichwertiger und gesunder Le-
bens- und Arbeitsbedingungen führt, ohne die charakteristische Eigenart der Region zu verlieren. 

Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten mit gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete und eu-
ropäische Vogelschutzgebiete – Natura 2000-Gebiete) sind von der Planung durch eine direkte Inanspruch-
nahme für Bau- und Verkehrsflächen nicht betroffen. 

In der nachfolgenden Tabelle sind die wesentlichen, in den einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 
festgelegten umweltrelevanten Ziele aufgeführt, die hinsichtlich der Schutzgüter von Bedeutung sind. Auch 
ist die Art ihrer Berücksichtigung in der Bauleitplanung dargestellt. 

 
Fachrecht und  
Fachplanungen Umweltrelevante Ziele  Berücksichtigung in der Bauleitplanung 

BImSchG,  
TA Lärm,  
DIN 18005,  
16. BImSchV, 
18. BImSchV, 
TA Licht 

- Vermeidung von schädlichen Umwelt-
einwirkungen auf Wohn- und sonstige 
schutzbedürftige Gebiete, 

- gesunde Arbeits- und Wohnverhält-
nisse,  

- Beachtung des Trennungsgrundsatzes. 

Immissionen und Emissionen umgebender 
Landwirtschaft sind im Rahmen der Grenz-
werte sowie der üblichen Bewirtschaftung 
von Seiten der gewerblichen Nutzung aus-
drücklich zu dulden. 

BauGB,  
BBodSchG,  
BNatSchG 

- Sparsamer und schonender Umgang 
mit Boden,  

- Innenentwicklung,  

- Wiedernutzbarmachung von versiegel-
ten Flächen,  

- Begrenzung der Versiegelung, 

- Nachhaltige Sicherung der Funktion 
des Bodens,  

- Schutz natürlicher Bodenfunktionen 
und der Archivfunktionen der Böden, 
insbesondere solcher Böden mit be-
sonderen Funktionen. 

Die Bodenverhältnisse im Planungsgebiet 
wurden auf Grundlage der geologischen Ver-
hältnisse ermittelt. 
Empfehlungen und Ergebnisse im Rahmen 
der Darstellung der geologischen Verhält-
nisse zur Bebauung und Erschließung des 
Plangebiets sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplans zu berücksichtigen. 
Altlasten sind nicht bekannt. 
Es werden keine Böden von besonderer 
Funktionsbedeutung (zum Beispiel Naturbö-
den mit geringer Überformung im Bereich 
von historisch altem Wald) in Anspruch ge-
nommen. 
Die zusätzliche Flächenversiegelung wird 
durch Festsetzungen im Bebauungsplan so-
weit möglich begrenzt, z. B. durch Mindest-
vorgaben zur Begrünung, Festsetzung zu 
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Fachrecht und  
Fachplanungen Umweltrelevante Ziele  Berücksichtigung in der Bauleitplanung 

Ausführung von Stellplätzen in wasser-
durchlässigen Belägen etc. 

WHG,  
BauGB 

- Grundwasser- und Fließgewässer-
schutz,  

- Beseitigung von Abwasser ohne die 
Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit,  

- Berücksichtigung der Überschwem-
mungsgebiete und Risikogebiete,  

- Erhaltung der Überschwemmungsge-
biete in ihrer Funktion als Rückhalte-
flächen,  

- Berücksichtigung des Hochwasser-
schutzes und der Hochwasservorsorge 

Innerhalb des Planungsgebiets befinden 
sich keine Oberflächengewässer.  
Das überplante Gebiet liegt nicht innerhalb 
einer Hochwassergefahrenfläche. 

Die allgemeine Grundwassersituation und 
die hydrogeologischen Verhältnisse im Pla-
nungsgebiet wurden ermittelt. Detaillierte 
Erkenntnisse über den Grundwasserstand 
liegen nicht vor. 

Dachflächen- und Niederschlagswasser von 
privaten Hof- und Zufahrtsflächen ist nach 
Möglichkeit auf den jeweiligen Baugrund-
stücken zu versickern. Dabei ist eine breitflä-
chige Versickerung über eine belebte Bo-
denzone anzustreben. 

BNatSchG Schutz von Flächen mit günstiger lufthygie-
nischer oder klimatischer Wirkung  

Dem Planungsgebiet kommt aufgrund der 
Lage und der derzeitigen ausgeübten Nut-
zung keine besondere Bedeutung als Kalt-
luftentstehungsgebiet zu. 
In Waldflächen wird nicht eingegriffen. 
Die geplante Nutzung vermeidet die Inan-
spruchnahme anderer, bislang ungenutzter 
und für das Klima bedeutsamer Flächen. 

BNatSchG,  
BauGB,  
BNatSchG,  
BayNatSchG,  
BArtSchV sowie  
FFH-Richtlinien und 
EU-Vogelschutz-
richtlinien 

- Natur und Landschaft sind so zu 
schützen, dass  

 die biologische Vielfalt, 

 die Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts ein-
schließlich der Regenerationsfä-
higkeit und nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter so-
wie 

 die Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit sowie der Erholungswert von 
Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind.  

- Der Schutz umfasst auch die Pflege, 
die Entwicklung und, soweit erforder-
lich, die Wiederherstellung von Natur 
und Landschaft. 

- Erhaltung und Schutz geschützter 
Tier- und Pflanzenarten. 

Die durch die Planung vorbereiteten Ein-
griffe in Natur / Landschaft werden unter-
sucht und bilanziert. Erforderliche Aus-
gleichsmaßnahmen werden bestimmt.  

Artenschutzrechtliche relevante Tier- und 
Pflanzengruppen sind nach derzeitiger Ein-
schätzung von der Planung nicht betroffen. 
Dem städtebaulichen Vorhaben stehen so-
mit keine grundsätzlichen artenschutzrecht-
lichen Aspekte entgegen. Auf einen detail-
lierten Fachbeitrag zur speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung (saP) wird daher 
verzichtet werden. 

Potenzielle Natura-2000-Gebiete (FFH- und 
VS-Richtlinien) sind von diesem Bebauungs-
plan nicht betroffen. In Waldflächen wird mit 
dieser Planung nicht eingegriffen. 

Dem städtebaulichen Vorhaben stehen so-
mit keine grundsätzlichen artenschutzrecht-
lichen Aspekte entgegen.  

Im Bebauungsplan werden Festsetzungen 
zur Vermeidung und Verringerung von nach-
teiligen Auswirkungen auf Natur und Um-
welt getroffen. 

Die Planung erstreckt sich auf eine Fläche 
mit nur geringer Erholungsfunktion. Im Be-
bauungsplan wird für den Erholungswert 
von Natur und Landschaft eine ausreichende 



Gemeinde Fridolfing – 3. Änderung Bebauungsplan „Kaltenbrunn II“ 8 

BEGS GmbH 

Fachrecht und  
Fachplanungen Umweltrelevante Ziele  Berücksichtigung in der Bauleitplanung 

Ein- und Durchgrünung und eine Begren-
zung der Höhenentwicklung der Gebäude 
festgesetzt. 

BauGB i. V. m. 
BNatSchG –  
Eingriffsregelung 

Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich 
erheblicher Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

Das Vermeidungsgebot wird beachtet. 
Die durch die Planung vorbereiteten Ein-
griffe in Natur und Landschaft werden bilan-
ziert und Ausgleichsmaßnahmen hierfür be-
stimmt.  

BauGB,  
BayDSchG 

Berücksichtigung der Belange der Baukul-
tur, des Denkmalschutzes und der Denk-
malpflege  

Entsprechend der Denkmalliste des Bayeri-
sches Landesamt für Denkmalpflege BLfD 
befinden sich keine Bodendenkmäler im Pla-
nungsgebiet.  

Landesentwick-
lungsplanung (LEP),  
Regionalplanung 
(RP) 

- Die Gemeinde Fridolfing ist entspre-
chend der Strukturkarte (LEP 2018, 
Anhang 2) als allgemeiner ländlicher 
Raum dargestellt. 

- Entsprechend Regionalplan werden 
keine besonderen Grundsätze und 
Ziele formuliert. 

- Allgemeine Vorgaben der Regional-
planung 

 Nutzung von Potentialen der In-
nenentwicklung,  

 Vermeidung der Zersiedelung der 
Landschaft,  

 Orientierung der Siedlungsent-
wicklung an der vorhandenen 
Raumstruktur und ressourcen-
schonende Weiterführung unter 
Berücksichtigung der sozialen und 
wirtschaftlichen Bedingungen,  

 Beschränkung der Versiegelung 
des Bodens auf ein Mindestmaß. 

Als Alternative kommt die Nullvariante in 
Frage. Dies bedeutet hier konkret, den Be-
bauungsplan nicht zu ändern. Damit wären 
die Auswirkungen der Planung unverändert. 
Die neue Konzeption der Firma könnte nicht 
umgesetzt werden. 
Der Bereich ist durch die umgebende Bebau-
ung geprägt, die äußere Ver- und Entsor-
gungsinfrastruktur ist vorhanden und bietet 
ausreichend Kapazitäten. 
Durch eine langfristige Sicherung und Ent-
wicklung von Baumreihen mit Grünlandnut-
zung als Ausgleichsflächen werden ortsbild-
prägende Grünzüge und Freiflächen gesi-
chert, weiterentwickelt und erhalten. 
Die grundsätzlichen Ziele der Raumordnung 
werden berücksichtigt. Die Planung basiert 
auf einer städtebaulichen Konzeption, die 
nicht zur Zersiedelung der Landschaft führt. 

Arten- und Bio-
topschutzprogramm 
ABSP Berchtesgade-
ner Land 

Entsprechend des ABSP Bayern für den 
Landkreis Rosenheim sind keine besonde-
ren Ziele und Maßnahmen für das Pla-
nungsgebiet formuliert. 

Grundsätzlich werden artenschutzrechtliche 
Aspekte und allgemeine Vorgaben des Ar-
tenschutzes berücksichtigt. 

Flächennutzungs-
plan FNP mit inte-
griertem Land-
schaftsplan 

Darstellung des Planungsgebiets als Gewer-
befläche. 

Die Planung ist aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt und berücksichtigt die 
landschaftsplanerischen Zielsetzungen. 

Tab. 1 In einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegte Ziele des Umweltschutzes 
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6.4 Merkmale des Vorhabens 

6.4.1 Nutzung und Gestaltung von Natur und Landschaft 

6.4.1.1 Planungskonzept 

Die Eigentümerin des Grundstücks Fl. Nr. 1119 der Gemarkung Pietling, Kaltenbrunn 15, beantragt die Än-
derung des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Kaltenbrunn II, 2. Änderung und Erweite-
rung“. Es wird beabsichtigt, eine Hochregallageranlage mit einer seitlichen Wandhöhe von 20,00 m zu er-
richten. Das Vorhaben bewegt sich innerhalb der bereits als Bauflächen festgelegten Flächen. 

Zur Verwirklichung des Vorhabens sollen folgende Festsetzungen geändert werden: 
- WH-Erhöhung im NO von 12,0m auf 20,0m 
- WH-Erhöhung im SW von 12,0m auf 13,4m 
- WH-Erhöhung der Silos von 17,0m auf 20,0m 
- Änderung der Dachneigung im künftigen Hochregallagerbereich auf höchstens 7 ° 
- Aufhebung der Forderung nach Gebäudeunterteilungen 
- Anpassung der Ausgleichsflächen und der Ortsrandeingrünung an der NO-Ecke 

Das Vorhaben wurde im Vorfeld mit der Unteren Bauaufsichtsbehörde beim Landratsamt 
Traunstein besprochen. Die zum letzten Entwurfs-Stand erfolgte, wesentliche Äußerung des LRA ist der 
Beschlussvorlage als weitere Anlage beigefügt. Demnach können die betroffenen städtebaulichen Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild durch vertikale Gliederungen und dunkle Fassadenfarben abgemildert wer-
den. Darüber hinaus sollten im Bereich der nordwestlichen Ortsrandeingrünung großkronige Bäume bzw. 
Großbäume gepflanzt werden 

6.4.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
(Nullvariante) 

Bei Nichtdurchführung des städtebaulichen Projektes würde der rechtskräftige Bebauungsplan bestehen 
bleiben, der bereits eine Bebauung zulässt. Damit wäre keine Veränderung der im damaligen Verfahren 
ermittelten Auswirkungen zu erwarten. Der ansässige Betrieb würde seine Betriebserweiterung an anderer 
Stelle, voraussichtlich durch den Neubau von Gebäuden umsetzen. Durch die Flächenhafte Erweiterung 
würden zusätzliche Flächen in Anspruch genommen werden. 

6.4.3 Kumulierung mit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Im Rahmen des rechtskräftigen Bebauungsplans kann das Gebiet im räumlichen Zusammenhang weiter-
entwickelt werden. Zusätzliche Planungen im räumlichen und zeitlichen Zusammenhang sind derzeit nicht 
bekannt. 

6.5 Standort des Vorhabens: Bestand und Bewertung des Gebiets (ökologische Empfindlichkeit) 

Die Untersuchung beschränkt sich im Wesentlichen auf das Planungsgebiet sowie auf die unmittelbare 
Umgebung.  

Die Betrachtung und Einstufung des Gebiets erfolgt durch eigene Erhebungen mittels Ortseinsicht und da-
raus folgender Bestandsanalyse, durch Einsicht in die einschlägigen Datenbanken und Informationssysteme 
sowie in den Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan und durch Angaben der Gemeinde. 

Anhand der landschaftsökologischen Funktionen wird die aktuelle Bedeutung des Gebietes abgeschätzt 
und seine Empfindlichkeit gegenüber eventuellen nachteiligen Nutzungsänderungen bewertet. Die Be-
schreibung des Bestands erfolgt schutzgutbezogen.  

6.5.1 Vorhandene Nutzung 

Die Fläche weist im Süden bereits einen Gebäudebestand auf. Der nördliche Teilbereich ist als strukturlose 
landwirtschaftliche Nutzfläche entwickelt. Die im Bebauungsplan festgesetzte Ortsrandeingrünung ist be-
reits länger hergestellt. Das Gelände ist weitgehend eben. 
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Das Betriebsgelände ist im Norden und im Südwesten an die bestehende Gemeindestraße angeschlossen 
und damit auch an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. 

6.5.2 Schutzgut Mensch – Lärm / Licht / Erholung 

Lärm 

Die Gewerbefläche liegt im Ortsteil Kaltenbrunn, unmittelbar südöstlich der Gemeindestraße und östlich 
der Erschließungsstraße des Wohngebietes. Negative Lärmeinwirkungen durch Verkehr und somit Vorbe-
lastungen des Schutzgutes Mensch sind im Umfeld des Vorhabens somit gegeben. 

Licht 

Für alle Lebewesen auf der Erde ist der durch die Rotation des Planeten bedingte natürliche Wechsel zwi-
schen hellem Tag und dunkler Nacht der grundlegendste Rhythmus. Durch den Einfluss von künstlicher 
Beleuchtung werden diese Lichtverhältnisse, vordinglich in der Nacht, durch den Menschen beeinflusst. 
Durch künstliche Lichtquellen kann es zu Blendung und einer Aufhellung der Nachtlandschaft kommen, 
was neben wildlebenden Tierarten und Insekten auch den Menschen beeinträchtigen kann. 

Die Helligkeit des Himmels wird mit Hilfe eines „Sky Quality Meters“ gemessen und der Einfachheit halber 
dann als „SQM-Wert“ bezeichnet. Es gilt die Regel: Je höher der SQM-Wert, desto dunkler der Nachthimmel. 
Entsprechend Weltatlas der künstlichen Nachthimmelshelligkeit 2023 wird der SQM-Wert für Fridolfing mit 
20,5 beziffert und entspricht somit einem aufgehellten Himmel („Kleinstadthimmel“) (Online-Abfrage light-
pollutionmap.info vom 11.12.2024). 

Kunstlicht wurde aufgrund der schädlichen Wirkung auf Menschen und Tiere im Bundesimmissionsschutz-
gesetz unter bestimmten Bedingungen als schädliche Umweltauswirkung erfasst. Um Verbotstatbestände 
nach BNatSchG zu vermeiden ist deshalb bei Bauten, von denen Lichtimmissionen ausgehen, grundsätzlich 
die Wirkung des emittierten Lichts zu prüfen und auf das geringstmögliche Maß abzusenken. 

Das bestehende beleuchtete Gewerbegebiet stellt zur Nachtzeit eine deutliche Raumaufhellung in dem 
Gebiet dar zudem sind durch die tangierende Ortsstraße bzw. durch den nächtlichen Verkehr Lichteinwir-
kungen auf das Planungsgebiet vorhanden. Insbesondere da der Ortseingangsbereich nahe des Plangebie-
tes liegt und somit starke Lichteinwirkungen durch Fernlicht von Kfz als wahrscheinlich zu bewerten sind. 

Durch die Reflexion von Sonnenlicht an glatten Fassaden oder spiegelnden Gebäudeelementen wie 
Jalousien, Metallverkleidungen und unter Umständen auch an Fensterflächen treten z. T. auch tagsüber 
punktuell hohe Leuchtdichten auf, welche zu Blendwirkungen führen können. In der unmittelbren 
Umgebung des Plangebiets ist durch die bestehende Wohnbebauung mit hoher Wahrscheinlichkeit bereits 
eine punktuelle Blendwirkung durch Reflexionen vorhanden. Eine Datenaufnahme vor Ort fand nicht statt.  

Erholung 

Das Planungsgebiet befindet sich nach dem Regionalplan RP 18 Südostbayern - Karte 3 „Landschaft und 
Erholung“ (2019) nicht innerhalb eines landschaftlichen Vorbehaltsgebiets. 

Die Erholungseignung im Planungsgebiet ist aufgrund der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung sowie 
der Vorbelastungen durch das Gewerbegebiet grundsätzlich eingeschränkt. Strukturen zur Naherholung wie 
Bänke etc. sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Das Planungsgebiet ist daher als siedlungsnaher Freiraum mit geringer Aufenthaltsqualität und Erholungs-
wert einzustufen. 

6.5.3 Schutzgut Flora und Fauna 

6.5.3.1 Naturräumliche Einordnung 

In der naturräumlichen Gliederung wird das überplante Gebiet wie folgt zugeordnet: 

Biogeografische Region:  kontinental 

Großlandschaft:   Alpenvorland 
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Naturraum-Haupteinheit:  D66 Voralpines Moor- und Hügelland  
(Ssymank)     

Naturraum-Einheit:  039 Salzach-Hügelland 
(Meynen/Schmithüsen et. al.) 

Naturraum-Untereinheit (ABSP): 039-A Jungmoränenlandschaft des Salzach-Hügellandes 

Das Planungsgebiet befindet sich entsprechend Regionalplan RP 18 Südostbayern (2019) nicht innerhalb 
eines Schwerpunktgebiets des Naturschutzes. 

Potenzielle natürliche Vegetation 

Als potentielle natürliche Vegetation pnV wird der Endzustand einer Vegetation bezeichnet, den man ohne 
menschliche Eingriffe in einem Gebiet erwarten würde. Der direkte Einfluss des Menschen wird ausgeblen-
det, es verbleibt lediglich das Beziehungsgefüge zwischen Vegetation und der Summe der Standortfakto-
ren. Damit ist die pnV die eigentliche stabile und standortgerechte Pflanzendecke.  

Die Neupflanzungen von Gehölzen sollten sich daher grundsätzlich an der Artenzusammensetzung der pnV 
orientieren, Aspekte des Klimawandels sind dabei jedoch zu berücksichtigen.  

Aufgrund der, auch in der Region bereits erkennbaren klimabedingten Veränderungen in der Vegetation ist 
grundsätzlich verstärkt auf klimagerechte Gehölze abzustellen, gegebenenfalls auch abweichend von der 
potentiellen natürlichen Vegetation. 

Das Planungsgebiet befindet sich innerhalb der pnV des „Giersch-Bergahorn-Eschenwald mit Übergängen 
zum Waldmeister- oder Waldgersten-Buchenwald“ [Legendeneinheit E5a], siehe folgende Karte. 

Entsprechend der Lage im Naturraum wird das Planungsgebiet dem Vorkommensgebiet gebietseigener Ge-
hölze (BfN, Verändert d. LfU) „Nr. 6.1 Alpenvorland“ (aut-09.00 EAB) zugeordnet. 

Das Ursprungsgebiet gebietseigenem Saatguts wird mit Nr. 16 „Unterbayerische Hügel- und Plattenregion“ 
bezeichnet. 

Für Forstbaumarten sind zudem zur Konkretisierung des Begriffs „gebietseigen“ die Herkunftsgebiete nach 
der Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung FoVhgH zu verwenden. 

Schutzkriterien / Schutzgebiete 

Innerhalb und angrenzend an das Planungsgebiet befinden sich keine internationalen Schutzgebiete ge-
mäß RAMSAR-Konvention sowie gemäß § 25 BNatSchG (Biosphärenreservate). 

Innerhalb und angrenzend an das Planungsgebiet befinden sich keine europäischen Schutzgebiete der NA-
TURA 2000 (FFH-Gebiete und europäische Vogelschutzgebiete). 

Innerhalb und angrenzend an das Planungsgebiet befinden sich keine nationalen Schutzgebiete gemäß §§ 
23 bis 24 BNatSchG sowie §§ 26 bis 29 BNatSchG (Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, ge-
schützte Landschaftsbestandteile u. a). 

Umliegend, außerhalb eines Radius von 500 m des Planungsgebiets, befinden sich entlang  Flächen der 
Biotopkartierung Bayern beziehungsweise des Ökoflächenkatasters Bayern.  

Die Flächen sind als Verlandungsvegetation bzw. als Uferbegleitgehölze sowie als Feldgehölz entwickelt. 
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Abb. 3 Darstellung der kartierten Biotopflächen (rot) bzw. Flächen des ÖFK (grüne Schraffur) im Umfeld 
des Planungsgebiets (schematisch gelb umrandet) – ohne Maßstab 
Quelle: Fachinformationssystem FIS-Natur Online (FIN-Web) © 2024 LfU; Geobasisdaten: © 2024 Bay. Vermessungsver-
waltung 

Für die in vorstehender Karte aufgeführten Flächen der Biotopkartierung beziehungsweise des Ökoflächen-
katasters Bayern (Ortsrandeingrünung und naturschutzrechtliche Ausgleichsfläche) sind nach derzeitiger 
Einschätzung durch das geplante Vorhaben keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 

Bei der bestehenden Eingrünung innerhalb des Geltungsbereichs handelt es sich um geschützte Flächen in 
Verbindung mit Art. 16 BayNatschG. Die Gehölze werden im Rahmen des Vorhabens gesichert. 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Flächen der BayernNetzNatur-Projekte „Netzwerke für den Kiebitz“ und 
„Drachen der Unterwasserwelt“. Die Projekte sind Teil des landesweiten Biotopverbunds. Innerhalb und 
angrenzend des Plangebiets befinden sich keine konkreten Maßnahmenflächen der Projekte zum Bio-
topverbund. 

Entsprechend einer artenschutzrechtlicher Bestandserhebungen (siehe spezielle artenschutzrechtliche Prü-
fung, Dr. Manhart, 2016) konnten im Umkreis des Plangebiets Vorkommen des Kiebitz nachgewiesen wer-
den (siehe folgende Abbildung). Im Rahmen des Gutachtens wurde die bestehende Kulissenwirkung durch 
aufragende Strukturen, die als Ansitz für Greifvögel dienen analysiert. Das Gutachten stellte für den Gel-
tungsbereich aufgrund des Bestand keine Habitateignung für den Kiebitz oder andere Bodenbrüter fest 
(siehe dazu auch folgende Abbildung). 

7942-0151-001 

153986 

7942-0139-001 

7942-0153-005 
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Abb. 4 Darstellung von Brutvögeln im Umfeld des Plangebiets – ohne Maßstab 
Quelle: spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, 2016 

Die artenschutzrechtliche Relevanzprüfung (Dr. Manhart, 2024) stellt für das Plangebiet keine Habitateig-
nung für die Art fest. Eine Verschlechterung des Projektgebiets für den Biotopverbund für die Art ist auf-
grund der bestehenden Kulissen nördlich des Plangebiets nicht zu prognostizieren. 

Grünordnung 

Das Gewerbegebiet Fridolfing weist allgemein keine Durchgrünung auf. Die Gewerbefläche wird jedoch 
von 3 Seiten (Norden, Osten, Westen) durch bestehende Gehölze eingegrünt. Die Gehölzstrukturen sind Teil 
bestehender Grünachsen im Gebiet, die sich entlang der Straßen, auch außerhalb des Plangebiets fortset-
zen. 

Die Gehölze im Plangebiet befinden sich in einem guten Pflegezustand und weisen aufgrung des geringen 
Bestandsalters noch keine besonderen Habitatstrukturen die Astanrisse oder Baumhöhlen auf. 

Die im Bebauungsplan dargestellten Flächen zur Eingrünung bzw. zum Ausgleich sind bereits entwickelt 
worden. Die Hecken und Baumpflanzungen aus heimischen Gehölzen weisen einen naturnahen Zustand 
auf. 

Der Gehölzbestand randlich des Plangebiets ist strukturarm entwickelt und weist keine Habitatrequisiten 
wie Baumhöhlen auf. Es fehlen auch anthropogene Habitatstrukturen wie bspw. Nistkästen. 

Vorkommen von Tieren und Pflanzen 

Im Rahmen der Planung wurde im Jahr 2016 eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durch Dr. Man-
hart, 83410 Laufen, mit Stand 25.08.2016 angefertigt. Entsprechend guter fachlicher Praxis wurde aufgrund 
des Alters des artenschutzrechtlichen Gutachtens für das Vorhaben eine ergänzende Relevanzprüfung er-
arbeitet. Die Relevanzprüfung, Stand 12.08.2024 hält zusammengefasst Folgendes fest: 

Fledermäuse 

Unter den Säugetieren sind insbesondere aus der Gruppe der Fledermäuse keine Arten zu erwarten, bei denen 
eine Wirkungsempfindlichkeit aufgrund des geplanten Bauvorhabens gegeben ist. Strukturen wie Spechthöhlen, 
Faulhöhlen oder Spaltenquartiere, die als Wochenstuben bzw. Tagesquartier für Fledermäuse dienen könnten, 
sind nicht vorhanden. Eventuell störende Lichteinflüsse sind aufgrund des angrenzenden Siedlungsbereichs und 
durch den Straßenverkehr bereits gegeben, so dass von einer Vorbelastung auszugehen ist. Leitstrukturen wie 
lineare Gehölze oder Heckenzeilen sind im Geltungsbereich anhand der wenigen Einzelbäume nur in einem ge-
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ringen Umfang vorhanden, so dass eine Beeinträchtigung von Transferrouten nicht gegeben ist. Mit der Erweite-
rung des Gewerbegebiets sind keine erheblichen Störungen zu erwarten, die zu einer nachhaltigen Verschlech-
terung lokaler Fledermauspopulationen führen könnten. Verbotstatbestände nach §44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNatSchG 
sind nicht einschlägig. 

Haselmaus 

Eine Betroffenheit der Haselmaus kann ausgeschlossen werden. Der Eingriffsbereich ist als Lebensraum für die 
Haselmaus aufgrund fehlender Strukturen zum Bau von Kobeln bzw. fehlender Nahrungspflanzen für ein Vor-
kommen dieser Art ungeeignet. Ein Vorkommen der Art im Geltungsbereich kann mit Sicherheit ausgeschlossen 
werden kann. Verbotstatbestände nach §44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG werden durch das Vorhaben nicht verwirk-
licht. 

Vögel 

Die Vögel nehmen im Allgemeinen einen besonders großen Teil der artenschutzrechtlich relevanten Tierarten 
ein, da prinzipiell sämtliche heimische Brutvogelarten bei den Belangen des Artenschutzes zu berücksichtigen 
sind.  

Dauerhafte Fortpflanzungs- und Ruhestätten Höhlen- und Halbhöhlenbrüter 

Von dem Vorhaben sind keine Bäume betroffen. Demnach entfallen keine artenschutzrechtlich relevanten Struk-
turen wie Spechthöhlen, Faulhöhlen oder Rindenabplattungen, die als Fortpflanzungs- und Ruhestätte für Vögel 
mit dauerhaften Nistplätzen geeignet sind. 

Damit gehen für diese Gilde keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten verloren, bzw. ist eine essentielle Störung 
während der Brutphase 10 verbunden, die zum Verlust oder Aufgabe von Gelegen führen. Verbotstatbestände 
nach§44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNatSchG sind nicht einschlägig. 

Saisonale Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Brutvögel 

Im Zuge der Erweiterung werden keine Bäume oder Gehölze entfernt, die von Brutvögeln mit saisonalen 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten als Brutplatz genutzt werden können. Potenziell vorkommende Brutvogelarten 
wie beispielswese Goldammer, Gelbspötter oder Mönchsgrasmücke können auch nach der Betriebserweiterung 
den Gehölzbestand der Ortsrandeingrünung ohne Einschränkung als Fortpflanzungs- und Ruhestätte weiterhin 
nutzen. Ein essentieller Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Vogelarten mit saisonalen Brutplätzen 
kann daher nicht geltend gemacht werden. 

Nahrungsgäste, Durchzügler 

Mit dem Eingriff ist eine dauerhafte Flächenversiegelung und Flächenumwidmung verbunden, die Nahrungsha-
bitate aus der Gilde potenzieller Nahrungsgäste wie beispielsweise Rotmilan, Turmfalke oder Mäusebussard be-
treffen. Der Umfang des Flächenverlusts führt im Zusammenhang mit dem Aktionsraum der potenziell betroffenen 
Vogelarten und dem im räumlichen Zusammenhang weiterhin zur Verfügung stehenden Nahrungshabitaten zu 
keinen erheblichen Verlusten essentieller Nahrungshabitate. Verbotstatbestände nach §44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BNatSchG sind nicht einschlägig“ 

Ein Potenzial für planungsrechtlich relevante Insekten, Reptilien, Amphibien oder Gefäßpflanzen wurden 
nicht festgestellt. Ein Vorkommen konnte gutachterlich ausgeschlossen werden. 

6.5.4 Schutzgut Fläche 

6.5.4.1 Beschreibung der Ausgangssituation 

Das Schutzgut „Fläche“ stellt eine begrenzt zur Verfügung stehende und unvermehrbare Ressource dar, 
dient dem Menschen als Lebensgrundlage und wird durch diesen für seine Zwecke vielfältig und regelmä-
ßig in Anspruch genommen. Neben dem direkten Flächenverlust durch die Inanspruchnahme von Boden-
flächen als Siedlungs-, Verkehrs- und Produktionsflächen wird durch eine Beeinträchtigung des Schutzgu-
tes der Naturhaushalt in vielfältiger Weise (negativ) beeinflusst. 
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Ein grundsätzliches Ziel der Bebauungsplanung ist es daher, den Flächenverbrauch, d. h. die Nutzungsän-
derung von Bodenflächen und den damit einhergehenden Verlust ihrer ursprünglichen Funktionen, auf 
kommunaler Ebene deutlich zu senken. 

Dieses Ziel wird durch den Gesetzgeber insbesondere durch das sogenannte „30 Hektar-Ziel“ (Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme durch Siedlungs- / Verkehrsflächen auf 30 ha / Jahr bis zum Jahr 2030) im 
Rahmen der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie DNS der Bundesregierung sowie in der Bodenschutzklausel 
gemäß § 1a des Baugesetzbuches BauGB festgelegt.  

Das Planungsgebiet befindet sich entsprechend der Karte „Unzerschnittene verkehrsarme Räume UZVR in 
Deutschland“ des Bundesamts für Naturschutz mit Stand 2015 nicht innerhalb eines UZVR größer 100 km². 

Der Geltungsbereich soll im Rahmen des bereits bestehenden Bebauungsplans als Erweiterung des Gewer-
begebiets entwickelt werden. Eine neue Flächeninanspruchnahme ist durch die durch die Planung nicht 
vorgesehen. Der Bebauungsplan ermöglicht lediglich eine zuätzliche Höhenentwicklung der geplanten Ge-
bäude. 

Durch Lärmimmissionen und die unmittelbar angrenzende Landwirtschaft weist der Geltungsbereich be-
reits geringfügige Nutzungseinschränkungen auf.  

6.5.5 Schutzgut Boden / Hydro-Geologie 

Böden erfüllen unterschiedliche natürliche Funktionen: 

- Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen (Lebensraum-
funktion), 

- Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 

- Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Filter-, Puffer- und 
Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers. 

Zusätzlich sind Böden grundsätzlich Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung und Archiv 
der Natur- und Kulturgeschichte. 

Die bauliche Entwicklung des Geltungsbereichs ist bereits durch die rechtskräftige 2. Änderung des Bebau-
ungsplans vorgezeichnet.  

Bei den anstehenden Böden handelt es sich um „fast ausschließlich Braunerde aus Verwitterungslehm 
(Flussmergel) über Carbonatsandkies bis -schluffkies (Schotter). Die bindigen Decklehme führen oftmals zu 
wechselnassen Standortverhältnissen“. 

Die Nährstoffverfügbarkeit wird im Planungsgebiet entsprechend der Standortauskunft „bodenkundliche 
Bewertung“ im 1. Meter mit „mittel“ angegeben. Das Potenzial als Wasserspeicher wird mit „gering“ klassi-
fiziert. 

Entsprechend der Moorbodenübersichtskarte MBK25 des bayerischen Landesamts für Umwelt sind inner-
halb und angrenzend an das Planungsgebiet keine Moorböden verzeichnet. 

Entsprechend der digitalen Geologischen Karte dGK25 von Bayern wird das Planungsgebiet der geologi-
schen Einheit des „Lösslehm, pleistozän“ zugeordnet. Die Gesteinsbeschreibung wird als „Nichtbindige Lo-
ckergesteine, mitteldicht bis dicht gelagert“ kategorisiert. 

Altlasten sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht bekannt. 

6.5.6 Schutzgut Wasser 

Schutzgebiete 

Wasserschutzgebiete sind innerhalb und angrenzend an das Planungsgebiet nicht vorhanden. 

Fließ- und Oberflächenwasser 

Im Geltungsbereich kommen keine Oberflächengewässer vor.  



Gemeinde Fridolfing – 3. Änderung Bebauungsplan „Kaltenbrunn II“ 16 

BEGS GmbH 

Unmittelbar außerhalt des Geltungsbereichs verläuft entlang der Gemeindeverbindungsstraße auf einer 
Teilstrecke ein Entwässerungsgraben mit Regelprofilen. Das Foto zeigt die Ausbildung dieses Grabens auf. 

 

Abb. 5 Entwässerungsgraben  

Im südlichen Bereich ist dieser Graben nicht vorhanden. Das nachfolgende Foto zeigt die Situation. 

 

Abb. 6 Bereich ohne Entwässerungsgraben 

Entsprechend dem BayernAtlas – Naturgefahren- befinden sich innerhalb und angrenzend an das Planungs-
gebiet keine festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete. 
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Grundwasser 

Entsprechend der Standortauskunft „bodenkundliche Bewertung“ des Bayerischen Landesamts für Umwelt 
liegt der Grundwasserstand tiefer 2 m unter Gelände. Stau- oder Haftnässe sind im Gebiet nicht vorhanden 
(UmweltAtlas Bayern Boden © 2024 LfU). 

Niederschlagswasser 

Für das Baugrundstück ist gemäß vorliegendem Bodengutachten Grundbaulabor München vom 11.12.2017 
aufgrund limitierter Wasserdurchlässigkeit des Untergrundes eine Versickerung nur eingeschränkt möglich. 
Gleichzeitig ist kein Anschluss an einen öffentlichen Regenwasserkanal vorgesehen, sodass eine dezentrale 
Bewirtschaftung auf dem Grundstück zwingend erforderlich ist zur Vermeidung von Überlastungen des 
Grundstücks sowie zum Schutz angrenzender Oberflächenabfluss erforderlich. 

Als technischer Bemessungsmaßstab wird das Arbeitsblatt DWA-A 117 der DWA herangezogen. Dieses Re-
gelwerk definiert anerkannte Regeln der Technik zur Dimensionierung von Regenrückhalteräumen und ge-
währleistet eine einheitliche und fachlich belastbare Bemessungsgrundlage. 

Zum Schutz der Nachbargrundstücke ist sicherzustellen, dass durch Bebauung, Versiegelung oder Gelände-
veränderungen kein zusätzliches oder beschleunigtes Niederschlagswasser auf angrenzende Flächen ab-
geleitet wird. Die Festsetzung dient damit der Vermeidung nachbarrechtlicher Konflikte und der schadlosen 
Niederschlagswasserbewirtschaftung. 

Da die eingeschränkte Versickerungsfähigkeit standortbedingt ist und geotechnische Randbedingungen (z. 
B. Durchlässigkeitsbeiwert, Schichtenaufbau, Grundwasserverhältnisse) maßgeblich für die Wirksamkeit 
von Versickerungsanlagen sind, ist eine Abstimmung des Versickerungskonzeptes mit einem Sachverstän-
digen für Geotechnik zwingend erforderlich. Dadurch wird sichergestellt, dass die gewählten Maßnahmen 
den örtlichen Bodenverhältnissen entsprechen und dauerhaft funktionsfähig sind. 

Der Bebauungsplan trifft dazu Festsetzungen. 

Wild abfließendes Oberflächenwasser 

Im Rahmen der Planung wurde durch das Büro Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH Ammersee eine 
hydraulische Untersuchung Stand 09.05.2025 durchgeführt. 

Das Gutachten beschreibt den Ist-Zustand wie folgt: 

„Aus hydraulischer Sicht relevant für die Bebauung der Fl.Nr. 1119 in Fridolfing, ist der parallel zur Hauptstraße 
verlaufende Graben, im Westen des Grundstückes. Außerdem sind die direkt an das Flurstück angrenzenden Flä-
chen bei Starkregen relevant. Auf Grundlage des Istzustandes werden die Strömungsverhältnisse und die Über-
flutungsvorgänge für ein 100-jährliches Starkregenereignis mit einer Regendauer von 1 Stunde genauer betrach-
tet. 

(…) Die Entwässerung im Gewerbegebiet erfolgt über eine Verrohrung, die bei der hydraulischen Berechnung über 
das Kanalsystem abgebildet wird. Die Wasserspiegellagen des Kanals werden mit der ITWHSoftware HYSTEM-
Extran berechnet. Über eine Kopplung des Kanalnetzmodells mit dem Oberflächenmodell (Hydro-AS-2d) kann 
das auf der Straße abfließende Wasser vom Kanalnetz aufgenommen werden bzw. aus den Kanalschächten auf 
die Straße fließen und so zum Abfluss kommen. Oberstrom des Planungsgebiets wird der Regenwasserkanal in 
einen Straßengraben geführt. Der Straßengraben verläuft bis zum Ende des Planungsgebiets als offenes Gewässer 
und wird lediglich an zwei Überfahrten von kreisförmigen Durchlässen (DN800) unterbrochen. 

Der Graben wird bei N100 mit ca. 0,7 m³/s beaufschlagt und kann im Bereich der Zufuhrt des Flurstücks 1119 
das Wasser nicht vollständig abführen. Vor dem bestehenden Durchlass ergeben sich rechtsseitige (in Fließrich-
tung) Ausuferungen auf dem Parkplatzbereich. Auf Grund der derzeitigen Geländeneigung stellen sich auf dem 
Flurstück Fließwege von Nordosten und Südosten ein, die Richtung Nordosten entwässern. Die Wassertiefen der 
Fließwege liegen bei durchschnittlich ca. 15 cm. Die sich bei N100 im Istzustand einstellenden Überschwem-
mungsflächen mit Wassertiefen und Fließrichtungen sind in (in der folgenden Abbildung) dargestellt.“ 
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Abb. 7 Istzustand N100 Wassertiefen und Fließrichtung – ohne Maßstab 
Quelle: Büro Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH Ammersee, Hydraulisches Gutachten, Stand 09.05.2025 

Nach den Erkenntnissen des gemeindlichen Sturzflutmanagements wird das Baugrundstück im Starkregen-
fall von wild abfließendem Wasser durchlaufen. Daraus ergibt sich eine besondere Gefährdungssituation 
sowohl für das Grundstück selbst als auch für angrenzende Ober- und Unterlieger. Gemäß § 37 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) darf der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil anderer 
Grundstücke verändert werden. Ohne entsprechende planungsrechtliche Regelung besteht die Gefahr, dass 
durch bauliche Maßnahmen Abflusshindernisse entstehen, Fließwege verlagert oder beschleunigt werden 
und sich hierdurch Schadensrisiken vergrößern. Bereits in der Bauleitplanung besteht die Verpflichtung zur 
umfassenden Konfliktbewältigung, soweit die Probleme erkennbar sind oder hätten erkannt werden müs-
sen. 

Zur Herstellung eines einheitlichen und rechtssicheren Bewertungsmaßstabes wird als Bemessungsgrund-
lage ein 100-jähriges Niederschlagsereignis herangezogen. Dieses entspricht dem im Haftungsrecht regel-
mäßig angewandten Maßstab für außergewöhnliche, jedoch nicht völlig atypische Naturereignisse. 

Das Sturzflutmanagement für Fridolfing basiert auf der Simulation eines einstündigen Starkregenereignis-
ses, das für den Ort als maßgebend ermittelt wurde. Zwar kann nicht ausgeschlossen werden, dass im 
Einzelfall eine andere Regendauer zu höheren Abflussspitzen führen könnte, jedoch wird aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit und zur Sicherstellung einer einheitlichen Bemessungsgrundlage auf die vorhandenen 
gutachterlichen Ergebnisse zurückgegriffen. Die Festlegung auf eine einstündige Ereignisdauer gewähr-
leistet eine praktikable, nachvollziehbare und fachlich begründete Anwendung im Vollzug. 

Zur Prüfung der grundsätzlichen Umsetzbarkeit der Festsetzung wurde exemplarisch eine vereinfachte hyd-
raulische Betrachtung durchgeführt. Dabei wurde überschlägig nachgewiesen, dass bei Einhaltung geeig-
neter Geländeanpassungen und Abflusskorridore eine nachteilige Veränderung der Abflussverhältnisse ver-
mieden werden kann. Die Ergebnisse dieser Vorprüfung wurden in Form einer Baubeschreibung mit zuge-
höriger Planskizze dokumentiert und dienen als Orientierungs- und Nachweisgrundlage für die weitere 
Planung. 
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Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen, welche nachteilige Auswirkungen auf Dritte verhindern. Diese 
werden durch Hinweise ergänzt. 

6.5.7 Schutzgut Klima und Lufthygiene 

Beschreibung 

Das Klima des tertiären Hügellandes, die naturräumliche Haupteinheit in der sich das Plangebiet befindet, 
ist mäßig kühl, die Niederschläge nehmen mit 900 bis 1.050 mm im Jahr nach Süden zu. Die mittlere Jah-
restemperatur beträgt 7 – 7,5 °C. 

Der Geltungsbereich stellt kein Kaltluftentstehungsgebiet dar und übernimmt somit keine lokalklimatische 
Ausgleichsfunktion.  

Wo die großklimatischen Gegebenheiten durch die örtlichen Verhältnisse überlagert werden (insbesondere 
bei austauscharmen Hochdruckwetterlagen), kommt es zur Ausbildung eines typischen Geländeklimas, das 
durch lokale Windsysteme und Luftabflussbahnen gekennzeichnet ist. Im gegebenen Landschaftsausschnitt 
strömt die auf den Kuppen bzw. Hängen produzierte Kalt- bzw. Frischluft in das Fridolfinger Becken in 
Richtung Salzach ab. 

Das Klimainformationssystem Bayern (BayKIS) liefert Informationen über die möglichen zukünftigen Klima-
entwicklungen in verschiedenen Regionen Bayerns bis zum Jahr 2100. Verschiedene Klimaszenarien ver-
deutlichen dabei die Entwicklung der künftigen globalen Treibhausgasemissionen in Abhängigkeit von glo-
bal umgesetzten Klimaschutzmaßnahmen. So gibt es ein Szenario mit Klimaschutz (RCP 2.6), bei welchem 
die Treibhausgaskonzentration langfristig stabilisiert und somit die 2-Grad-Obergrenze nicht überschritten 
wird. Des Weiteren gibt es ein Szenario mit gemäßigten Klimaschutz (RCP 4.5) und ein Szenario ohne Kli-
maschutz (RCP 8.5). 

Für die Region Rosenheim – Berchtesgadener Land – Traunstein liefern die Emissionsszenarien folgende 
Änderungssignale: 

 

Zukunft 
Mittlere Jahrestemperatur Jahresniederschlag 

Minimum Mittelwert Maximum Minimum Mittelwert Maximum 

Nahe Zukunft  
(2021 – 2050) 

+ 0,8 °C bis  
+0,9 °C 

+ 1,0 °C bis  
+ 1,5 °C 

+ 1,5 °C bis  
+ 2,2 °C 

- 11,4 %  
bis  

+ 0,5 %  

+ 4,1 %  
bis  

+ 4,3 % 

+ 10,5 % bis  
+ 13,2 % 

Mittlere Zukunft 
(2041 – 2070) 

+ 0,9 °C bis  
+ 1,7 °C 

+ 1,2 °C bis 
+ 2,3 °C 

+ 1,6 °C bis 
+ 3,2 °C 

- 13,0 %  
bis  

+ 1,2 % 

+ 2,6 % bis + 
4,4 % 

+ 7,3 %  
bis  

+ 12,7 % 

Ferne Zukunft 
2071 – 2100) 

+ 0,8 °C bis 
+ 3,1 °C 

+ 1,1 °C bis 
+ 4,0 °C 

+ 1,6 °C bis 
+ 4,8 °C 

- 18,8 %  
bis  

+ 1,8 % 

+ 2,7 %  
bis  

+ 6,3 % 

+ 12,0 % bis  
+ 18,8 % 

Tab. 2 Änderungssignale Mittlere Jahrestemperatur / Jahresniederschlag 
Datenquelle: Bayerisches Klimainformationssystem BayKIS © 2023 LfU 

6.5.8 Schutzgut Orts- / Landschaftsbild 

Das Orts- und Landschaftsbild weist aufgrund der bestehenden gewerblichen Nutzung und der vorhande-
nen tangierenden Straßen Vorbelastungen auf. 

Der Geltungsbereich liegt im Bereich der Niederterrasse der Salzach in weitgehend ebener Lage. Strukturen 
zur Naherholung oder besondere Sichtbeziehungen bestehen nicht. Diese Lage der Gewerbefläche stellt 
eine bezogen auf den Gesamtort nicht exponierte Fläche dar. 

Das Planungsgebiet ist daher als siedlungsnaher Freiraum mit geringer Aufenthaltsqualität und Erholungs-
wert einzustufen. 
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6.5.9 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Entsprechend dem Bayerischen Denkmal-Atlas und der Denkmalliste Bayern – Gemeinde Fridolfing mit 
Stand vom 18.02.2026 befinden sich innerhalb und angrenzend an das Planungsgebiet keine Bau- und 
Bodendenkmäler beziehungsweise denkmalgeschützte Ensembles und landschaftsprägende Denkmäler. 

6.6 Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens 

Anhand der vorhandenen landschaftsökologischen Funktionen wird die aktuelle Bedeutung des Gebietes 
abgeschätzt und seine Empfindlichkeit gegenüber eventuellen nachteiligen Nutzungsänderungen bewer-
tet. Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt schutzgutbezogen. 

Auf der Grundlage einer verbal-argumentativen Beschreibung der bau-, anlage- und betriebsbedingten Aus-
wirkungen erfolgt eine schutzgutbezogene Bewertung durch eine Einschätzung der Eingriffsschwere nach 
geringer, mittlerer und hoher Erheblichkeit. Hierbei sind zusätzlich auch Wirkungen in verschiedenen zeit-
lichen Dimensionen zu berücksichtigen: zeitlich begrenzte (vorübergehende) und dauerhafte Wirkungen, 
Auswirkungen während der Bauzeit und während des Betriebs.  

Diese Prognose ermöglicht die Einschätzung der Projektauswirkungen bei Realisierung des Vorhabens des 
Bebauungsplans. Die Bewertung des Eingriffes erfolgt unter der Voraussetzung, dass die geforderten Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen beachtet werden. Das Ergebnis ist im Folgenden zusammenge-
fasst. 

6.6.1 Schutzgut Mensch 

Baubedingte Belastungen 

Belastungen durch Lärm und Staub entstehen beim Bau der neuen Gebäude. Bei diesen baubedingten Be-
lastungen handelt es sich aber um temporäre Störungen, die auch geringe Störungen für die Anlieger mit 
sich bringen. Sie sind insgesamt als gering erheblich einzustufen. 

Eine exakte Baudauer für die z.T. bis zu 20,0 m hohen einzelnen Gebäude kann nicht exakt prognostiziert 
werden, wird aber  voraussichtlich > 12 Monaten liegen. 

Die Bauarbeiten zur Erstellung der geplanten baulichen Anlagen finden voraussichtlich in den Tagstunden 
statt. Eine wesentliche Beeinträchtigung durch Lichtemissionen ist in diesem Zusammenhang lediglich in 
den Wintermonaten zu erwarten. 

Eine Veränderung der Erholungseignung des Gebiets und angrenzender Bereiche ist durch die bestehende 
geringe Eignung mit Lärmbelastungen etc. nicht zu erwarten. 

Die baubedingten Beeinträchtigungen sind somit als gering erheblich zu bewerten. 

Grundsätzliche Hindernisse aus Gründen des Immissionsschutzes für eine Erweiterung als Gewerbe- bezie-
hungsweise gemischt genutzte Fläche sind aus Gründen der baubedingten Auswirkungen jedoch nicht zu 
erkennen. 

Anlage- / Betriebsbedingte Belastungen 

Die gewerbliche Nutzung wird Verkehr erzeugen, der sich aber durch die Änderung der Planung nicht au-
tomatisch im Vergleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan erhöht. Mit der bestehenden Erschließungs-
straße des Gewerbegebietes Kaltenbrunn und der Ortsverbindungsstraße wird der erweiterte Gewerbe-
standort an die überregionalen Straßen angebunden, die zur Aufnahme des Verkehrs geeignet sind. 

Im Zuge der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Kaltenbrunn II“ der Ge-
meinde Fridolfing wurde bzgl. der Geräuschemissionen und -immissionen das Gutachten der Lärmschutz-
beratung Steger & Partner GmbH, Bericht Nr. 0977/B6/mec vom 15.01.2015 erstellt. Durch die auf dieser 
Basis getroffenen Festsetzungen ist langfristig sichergestellt, dass im Zusammenwirken aller gewerblichen 
Geräuschemittenten keine weiteren schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche an schützenswer-
ter Bebauung eintreten. Diese Festsetzungen gelten unverändert. 

Anlage- und betriebsbedingt gehen von dem Vorhaben lediglich Auswirkungen geringer Erheblichkeit aus. 



Gemeinde Fridolfing – 3. Änderung Bebauungsplan „Kaltenbrunn II“ 21 

BEGS GmbH 

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Mensch 
 

Schutzgut Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Mensch gering gering gering gering 

Tab. 3 Erheblichkeit zum Schutzgut Mensch 

6.6.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Direkte Beeinträchtigungen der umliegenden europäischen und nationalen Schutzgebiete können aufgrund 
der Lage und dem Abstand zum Planungsgebiet ausgeschlossen werden. Erhebliche indirekte Beeinträch-
tigungen über mögliche Wirkungspfade wie Luft (Lärm, Immissionen) oder visuelle Wirkungen sind unter 
Berücksichtigung der bereits bestehenden Bebauung im Umfeld des Planungsgebiets nicht zu erwarten.  

Direkte oder indirekte Beeinträchtigungen von Flächen der amtlichen Biotopkartierung Bayern sind auf-
grund des bestehenden Abstands zu entsprechenden Flächen nicht zu erwarten. 

Baubedingte Auswirkungen 

Im Planungsgebiet können Lagerflächen und Baustelleneinrichtungsflächen während der Bauphase grund-
sätzlich Beeinträchtigungen der angrenzenden Lebensräume darstellen.  

Durch die Bauarbeiten werden insgesamt Lebensräume mit geringer Bedeutung für die Pflanzen- und Tier-
welt beansprucht. Die während der Bauzeit verursachten Lärm- und Lichteinwirkungen, Erschütterungen 
und stofflichen Emissionen sind im Umfeld der Vorhaben räumlich und zeitlich begrenzt, führen jedoch 
während der Bauzeit zu einem Meideverhalten durch verschiedene Tiergruppen. 

Die zu ergänzenden Gehölzpflanzungen erfordern kleinteilige Entnahmen von Sträuchern, stellen aber 
keine wesentliche negative Auswirkung auf den Gehölzbestand dar. 

Während der Bauzeit wird es bedingt durch eine vermehrte menschliche Anwesenheit, Baulärm etc. zu 
einem Meideverhalten verschiedener Tiergruppen in der Ausgleichsfläche kommen. Die Ausgleichsfunktion 
der Fläche für das Schutzgut wird temporär gemindert. 

Gleichzeitig mindert die bereits hergestellte, gut eingewachsenen Ortsrandeingrünung, sowie die Aus-
gleichsfläche die negativen Wirkungen, die bei zeitlich verzögert hergestellten Ausgleichsflächen entste-
hen. Die frühzeitig hergestellte Ausgleichsfläche mildert die negativen Auswirkungen entscheidend ab. 

Insgesamt sind aufgrund der geringen Bedeutung des Plangebiets und der bereits hergestellten Eingrü-
nung- und Ausgleichsfläche baubedingt lediglich Auswirkungen mittlerer Erheblichkeit zu erwarten. 

Anlage- / betriebsbedingte Auswirkungen 

Der Bereich weist durch die bestehende, gewerblich genutzte, beziehungsweise durch die angrenzende 
vorhandene Bebauung eine Vorbelastung auf. 

Die überplanten und bislang unbebauten Flächen besitzen derzeit auf Grund der intensiven landwirtschaft-
lichen Nutzung keine herausragende Bedeutung für den Naturhaushalt. 

Besondere faunistische Vorkommen sind nicht bekannt. Die Flächen besitzen durch die intensive Bewirt-
schaftung und Begrenzung durch das bestehende Gewerbegebiet keine herausragende Bedeutung als Le-
bensraum für Wildtiere.  

Durch die Realisierung der Planung kommt es allgemein zu einem Lebensraumverlust für Pflanzen und 
Tiere. In geschützte Biotopstrukturen wird jedoch nicht eingegriffen. Das Beeinträchtigungspotenzial mög-
licher Vorhaben auf vorkommende Säugetiere und Vögel ist als gering einzustufen. Zudem ist der Wirkraum 
der neuen Bauflächen beschränkt. 

Bei den Pflanzungen innerhalb der Ausgleichsflächen wurden standort- und klimagerechte Arten verwen-
det. Die im Bebauungsplan festgesetzten, ergänzenden Baumpflanzungen sind dazu geeignet das örtlichen 
Biotopmosaik standortgerecht weiterzuentwickeln. 
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Mit der Erweiterung des bestehenden Betriebs durch eine zusätzliche Höhenentwicklung ist grundsätzlich 
eine neue Situation der Lichteinwirkung gegeben.  

Bei den Beleuchtungsanlagen sind grundsätzlich die Vorgaben des Artikel 11a Bayerisches Naturschutzge-
setz BayNatSchG zu berücksichtigen: 

- Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Beleuchtung im Außenbereich 
sind zu vermeiden. 

- Himmelstrahler und Einrichtungen mit ähnlicher Wirkung sind unzulässig. 
- Beim Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbereich müssen die Auswirkungen auf die Insek-

tenfauna, insbesondere deren Beeinträchtigung und Schädigung, überprüft und die Ziele des Arten-
schutzes berücksichtigt werden. 

- Im Umgriff der geplanten Gebäude sind Beleuchtungsanlagen auf das Notwendigste zu reduzieren. 
Gemäß DIN EN 12464-1 sind z. B. für gewerbliche Freiflächen eine Beleuchtungsstärke von 10 Lux 
vorgesehen. Die Verwendung von LED mit 3.000K (warmweißes Licht) emittiert i.d.R. kein UV-Licht. 
Bei der Verwendung rückseitiger Blenden in Richtung der Verkehrswege kann das emittierte Rest-
licht auf ein Lux gemindert werden und entspricht der Helligkeit einer Vollmondnacht. 

Unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben und Regelungen werden die Auswirkungen nach derzeitiger 
Einschätzung als gering erheblich eingestuft. 

In Anbetracht der vorhandenen Nutzungen und der Erweiterungsflächen in vergleichsweise geringfügigem 
Umfang, sowie aufgrund der bereits hergestellten Maßnahmen zur Eingrünung sind erhebliche anlage- und 
betriebsbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere nach derzeitiger Einschätzung nicht 
zu erwarten. 

Die zusätzlichen anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf die Pflanzen und Tiere werden somit in 
der Gesamtbetrachtung insgesamt als gering erheblich eingestuft. 

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Pflanzen und Tiere 

 

Schutzgut Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Pflanzen und Tiere mittel gering gering gering 

Tab. 4 Erheblichkeit zum Schutzgut Pflanzen und Tiere 

6.6.3 Schutzgut Fläche 

6.6.3.1 Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Durch die vorliegende Planung findet eine dauerhafte Beanspruchung von Fläche durch Bebauung statt. 
Alternative Nutzungen durch die Landwirtschaft bzw. zur Entwicklung von natürlichen Biotopen sind somit 
dauerhaft ausgeschlossen. 

Die Bebauungsplanänderung ermöglicht die intensivere Nutzung einer bereits im Bebauungsplan enthal-
tenen Fläche. Durch die vorgesehene Nutzungsintensivierung wird das Schutzgut Fläche geschont und auf 
die Beanspruchung weiterer Flächen im Umgriff des bestehenden Gewerbebetriebs verzichtet. 

Entsprechend der 2016 von der Bundesregierung verpflichtenden Nachhaltigkeitsstrategie wird eine Re-
duktion des täglichen Flächenverbrauchs auf maximal 2,5 ha/Tag bis zum Jahr 2030 in Deutschland ange-
strebt. Zur Reduktion des Flächenverbrauchs wird eine effiziente Nutzung bereits beanspruchter Gebiete 
gefordert wobei Neuausweisungen auf das geringstmögliche Maß zu reduzieren sind. 

Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Die im Rahmen der Bauleitplanung vorbereiteten Baumaßnahmen sind voraussichtlich ohne zusätzlichen, 
über die Baumaßnahme hinausgehenden Flächenverbrauch (externe Baustraßen etc.) zu realisieren. 
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Im Vergleich zum bestehenden Baurecht gehen von der vorliegenden Planung, mit einer Veränderung der 
zulässigen Wandhöhen, keine zusätzlichen Beanspruchungen des Schutzgutes aus. 

Das Schutzgut Fläche ist durch die Planung nicht betroffen. 

6.6.3.2 Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Fläche 
 

Schutzgut 
Baubedingte 

Auswirkungen 
Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Fläche nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen 

Tab. 5 Erheblichkeit zum Schutzgut Fläche 

6.6.4 Schutzgut Boden 

Bau-, anlage-, betriebsbedingte Auswirkungen 

In den bislang unbebauten Bereichen sind die Flächen bisher unbefestigt. Durch die Baumaßnahme wird 
auf den Bauflächen der anstehende natürliche oder anthropogen überprägte Boden beseitigt.  

Eingriffe in tiefere Bodenschichten sind nicht auszuschließen. Darüber hinaus sind Belastungen der Boden-
flächen durch Verdichtung und Lagerung zu erwarten. 

Entsprechend der 2. Änderung des Bebauungsplans wurden die Eingriffe bereits bewertet. Durch die vor-
liegende Änderung treten keine zusätzlichen bau- anlage- oder betriebsbedingten Wirkungen auf. 

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Boden 

 

Schutzgut Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Boden Nicht betroffen Nicht betroffen Nicht betroffen Nicht betroffen 

Tab. 6 Erheblichkeit zum Schutzgut Boden 

6.6.5 Schutzgut Wasser 

Baubedingte Auswirkungen 

Bauliche Eingriffe in den wasserführenden Graben liegen nicht vor. Baubedingte Auswirkungen wie bspw. 
Wassertrübungen durch eingespültes Sediment werden mit einer geringen Erheblichkeit beurteilt und sind 
bereits durch die rechtsgültige Fassung des Bebauungsplans zulässig bzw. berücksichtigt. 

Baubedingte Auswirkungen, zum Beispiel durch Stoffeinträge von Ölen oder Treibstoffen in das Grundwas-
ser oder angrenzende Fließgewässer treten bei Einhaltung der technischen Vorschriften voraussichtlich 
nicht auf. 

Die nacheiszeitlichen Ablagerungen im Umfeld von Fridolfing weisen eine hohe Durchlässigkeit auf. Die 
hohe Durchlässigkeit dieser Gesteinsschuttablagerungen gilt auch für Schadstoffe. Die Grundwassergefähr-
dung ist deshalb grundsätzlich als hoch einzustufen.  

Während der Bauphase zur Herstellung der erforderlichen Entwässerungs- und Versickerungseinrichtungen 
kann es zu einem Eingriff in das Grundwasser kommen. Durch geeignete Maßnahmen und die Einhaltung 
der guten fachlichen Praxis können diese Beeinträchtigungen minimiert werden. Zudem sind Vermeidungs-
maßnahmen während der Bauphase möglich, die das Grundwasser von Stoffeinträgen oder anderen Verun-
reinigungen schützen können. Durch die vorliegende Änderung des Bebauungsplans werden keine zusätz-
lichen Eingriffe in das Grundwasser bedingt. 
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Eine Beeinträchtigung der Anstaubereiche für wild abfließendes Oberflächenwasser durch Erdmieten und 
Lagerung von Baustoffen etc. ist während der Bauphase möglich. Eine wesentliche nachteilige Beeinträch-
tigung ist jedoch nach derzeitigem Kenntnisstand unter Berücksichtigung guter Fachlicher Praxis nicht zu 
prognostizieren. Die baubedingten Auswirkungen werden als gering erheblich bewertet. 

Anlage- / betriebsbedingte Auswirkungen 

Anlage- und betriebsbedingte Wirkungen durch die Änderung des Bebauungsplans auf den wasserführen-
den Graben finden nach derzeitigem Kenntnisstand nicht statt. 

Ähnlich wie beim Schutzgut Boden, ist in Bezug auf die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser vor allem 
die Höhe der Versiegelung maßgebend. Eine Reduzierung der Versickerungspotenziale des Bodens wird 
durch die vorliegende Planung nicht bedingt. Der Bebauungsplan sichert eine Regenwasserbewirtschaftung 
im Gebiet durch Rigolen, Mulden o.Ä. Durch eine örtliche Versickerung von Niederschlagswasser können 
Beeinträchtigungen des Grundwassers vermieden werden. 

Das Baugrundstück wird gemäß den Ergebnissen des für die Gemeinde Fridolfing vorliegenden Sturzflut-
managements von wild abfließendem Wasser durchströmt. In Anlehnung an § 37 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) wird darauf hingewiesen, dass bauliche Anlagen, Aufschüttungen, Abgrabungen oder sonstige 
Veränderungen der Geländeoberfläche so anzuordnen, herzustellen und zu unterhalten sind, dass der na-
türliche Abfluss von wild abfließendem Wasser weder zum Nachteil oberliegender noch unterliegender 
Grundstücke verändert wird. 

Entsprechend der Hydraulischen Untersuchung durch das Büro Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH Am-
mersee werden die Auswirkungen der Planung wie folgt beschrieben: 

„Im Planungszustand hat das Wasser aus dem Graben nicht mehr die Möglichkeit den Fließweg der im Istzustand 
bestehenden Ausuferung (siehe Abbildung 4.1) zu nehmen, sodass das Wasser bis zur Gebäudekante fließt und 
sich dort anstaut. Durch die Bebauung wird in diesem Bereich Volumen verdrängt, das im weiteren Verlauf zu 
einer höheren Belastung des Grabens führt. Bei Niederschlagsereignis N100 1h ergibt sich am Einlauf des ver-
rohrten Grabens an der Verbindungsstraße Richtung Brunn ein Volumenzunahme von ca. 80 m³. Um Verschlech-
terungen durch die Neubebauung zu vermeiden, ist ein Volumenausgleich von ca. 80 m³ zuzüglich einem geeig-
neten Klimazuschlag zu schaffen. 

Die Fließwege im Nordosten und Südosten sammeln sich ebenfalls an der geplanten Gebäudekante und können 
dort zu Gefährdungen führen. Die Volumina der Wasserflächen, die an das geplante Gebäude angrenzen, belaufen 
sich im Norden auf ca. 150 m³ und im Osten auf ca. 400 m³. Die sich durch die Entwässerung der Dachflächen 
einstellenden Wasserflächen sind dabei nicht berücksichtigt. Aufgrund der hohen bestehenden Belastung des 
Straßengrabens ist eine Einleitung des Regenwassers in den Graben nicht möglich. 

Bei der Planung der Dachflächenneigung und insbesondere bei der Notentwässerung der Dachflächen, ist darauf 
zu achten, dass sich keine Verschlechterungen für die direkten Nachbarn im Süden ergeben. Für die Dachflächen 
kann bei N100 1h, einer Niederschlagsmenge von 59,9 mm, einer abflusswirksamen Fläche von ca. 26.000 m² 
und einem effektiven Niederschlag von 90 %, ein Abflussvolumen von ca. 1.560 m³ angenommen werden. Bei der 
Ausbildung der Dachfläche als beispielsweise begrüntes Dach kann der Effektivniederschlag reduziert werden. 
Im Hinblick auf zukünftige Ereignisse sollte ein geeigneter Klimazuschlag berücksichtigt werden. In Abbildung 
6.1 sind neben den sich bei einem 100- jährlichen Niederschlagsereignis ergebenden Wassertiefen im Planungs-
zustand, die derzeit berücksichtigten Geländehöhen in müNHN aufgeführt. 

Auf Grundlage der (…) dargestellten Geländehöhen und Fließtiefen ergibt sich als maßgebende Wasserspiegel-
lage für N100+Klima eine Höhe von ca. 379,6 müNHN. Es ist auf eine hochwassersichere Bauweise zu achten. 
Für die Fußbodenoberkante sollte ein Freibord von ca. 0,5 m berücksichtigt werden. Da die Geländehöhen an der 
südlichen Gebäudekante derzeit höher liegen als die FOK ist es sinnvoll eine geeignete Maßnahme (z. B. Gelän-
demodellierung) zum Schutz des Geländes vor Regenwasser aus dem Nachbargrundstück zu berücksichtigen.“ 

Im Rahmen eines Bauvorhabens ist unter Berücksichtigung des Gutachtens ein integrales Regenwasserbe-
wirtschaftungskonzept zu erstellen und umzusetzen. 

Dieses hat insbesondere Maßnahmen zur Regenrückhaltung nach den Vorgaben des Arbeitsblattes DWA-A 
117 in der jeweils gültigen Fassung zu enthalten. 
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Der Bebauungsplan setzt fest, dass auf dem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser so zu bewirt-
schaften ist, dass eine nachteilige Beeinträchtigung benachbarter Grundstücke durch oberflächig oder un-
terirdisch abfließendes Wasser ausgeschlossen wird. Hierzu sind geeignete technische und/oder konstruk-
tive Maßnahmen, wie beispielsweise Retentionsräume, eine gedrosselte Ableitung, Mulden-Rigolen-Sys-
teme oder Geländemodellierungen, vorzusehen. 

Unter Berücksichtigung einer fachgerechten Entwässerungsplanung ergeben sich keine wesentlichen nach-
teiligen Auswirkungen auf wild abfließendes Oberflächenwasser. Die anlage- und betriebsbedingten Wir-
kungen werden mit einer geringe Erheblichkeit bewertet. 

Die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf den Entwässerungsgraben sind als gering einzustu-
fen.  

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Wasser 

 

Schutzgut 
Baubedingte 

Auswirkungen 
Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Oberflächengewässer gering Nicht betroffen Nicht betroffen gering 

Oberflächenwasserab-
fluss 

gering gering gering gering 

Grundwasser Nicht betroffen Nicht betroffen Nicht betroffen Nicht betroffen 

Tab. 7 Erheblichkeit zum Schutzgut Wasser 

6.6.6 Schutzgut Klima und Lufthygiene 

Bau- anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Eine bauliche Entwicklung des Plangebiets ist bereits durch die 2. Änderung des Bebauungsplans vorge-
zeichnet. Die vorliegende 3. Änderung sieht keine Baurechtsmehrung oder Eingriffe in klimawirksame Ge-
hölzstrukturen vor. 

Die durch die Planung zulässigen Gebäudehöhen bedingen im Vergleich zu den bereits zulässigen Höhen-
entwicklungen keine zusätzlichen Barrierewirkungen für Kalt- und Frischluftströme. 

Im Rahmen der Grünordnung sieht der Bebauungsplan zusätzliche Gehölzpflanzungen zur Unterstützung 
des örtlichen Kleinklimas vor. 

Die vorliegende Änderung des Bebauungsplans bedingt bau-, anlage-, und betriebsbedingt keine zusätzli-
chen negativen Wirkungen auf das Schutzgut Klima und Lufthygiene. 

Klimaschutz 

Die Gemeinde Fridolfing hat sich grundsätzlich zum Ziel gesetzt, den Klimaschutz und die Energiewende 
vor Ort aktiv mitzugestalten. Hierzu soll die Gemeinde möglichst rasch aus eigenen Ressourcen mit Energie 
in Form von Strom und Wärme versorgt werden. Dieses Ziel soll erreicht werden durch eine Verminderung 
des Energieverbrauchs, durch effiziente Energieerzeugung und -nutzung und durch den Einsatz erneuerba-
rer Energien.  

Um die gewünschten Entwicklungen voranzutreiben und die gesetzten Energie- und Klimaschutzziele zu 
realisieren, wurde ein Energiekonzept für die Gemeinde Fridolfing entwickelt (Institut für Energietechnik 
IfE GmbH, 92224 Amberg, Stand: Februar 2022). 

Durch die Nutzung Erneuerbarer Energien für die Energieversorgung der Gebäude, können zudem CO2-
Emissionen, die in der fossilen Stromproduktion entstehen, vermieden werden. Diese Maßnahme ist daher 
ein Beitrag zur Verlangsamung des (globalen) Klimawandels, der lokal bedrohliche Auswirkungen auf die 
Sicherheit der Bevölkerung hat.  
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Je kWpeak installierter Solarleistung (entspricht ca. 6-8 m² PV-Modulfläche) ist in der Region Miesbach / 
Rosenheim / Traunstein / Wasserburg (PLZ 83000 – 83999) bei derzeit üblichen PV-Dachanlagen mit einem 
Ertrag von durchschnittlich circa 1.028 Kilowattstunden Strom (kWh) auszugehen (Quelle: Bundesweite 
Aufnahme der monatlichen Stromertragsdaten von PV-Anlagen https://www.pv-ertraege.de ).  

Bei einem CO2- Emissionsfaktor des deutschlandweiten Strominlandsverbrauchs von 0,380 kg je kWh 
(Schätzung 2020; Quelle: Umweltbundesamt www.umweltbundesamt.de) ergibt sich je kWpeak eine jähr-
liche Einsparung von etwa 390 kg CO2 pro Jahr. 

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Klima und Lufthygiene 

 

Schutzgut 
Baubedingte 

Auswirkungen 
Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Klima / Luft Nicht betroffen Nicht betroffen Nicht betroffen Nicht betroffen 

Tab. 8 Erheblichkeit zum Schutzgut Klima / Luft 

6.6.7 Schutzgut Landschaftsbild 

Baubedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Bauphase sind erhebliche, jedoch zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
zu erwarten. Für die Errichtung von Gebäuden mit einer Höhe von bis zu 20,0 m ist der Einsatz größerer 
und höherer Baumaschinen, wie z. B. Turmdrehkräne, Betonpumpen und schwere Hebegeräte, erforderlich. 
Diese Baugeräte ragen deutlich über die geplanten Baukörper hinaus und sind nicht nur im unmittelbaren 
Nahbereich, sondern auch aus größerer Entfernung wahrnehmbar. Dadurch entsteht eine Fernwirkung, die 
das bestehende Orts- und Landschaftsbild während der Bauzeit stark überprägt. In Verbindung mit tempo-
rären Baustelleneinrichtungen, Materiallagern und baubedingtem Verkehrsaufkommen kommt es zu einer 
deutlichen visuellen Unruhe und einer erheblichen zusätzlichen Beeinträchtigung der landschaftsästheti-
schen Wahrnehmung. Auch wenn keine dauerhaften landschaftsprägenden Strukturen beseitigt werden und 
die Auswirkungen nach Abschluss der Bauarbeiten vollständig zurückgehen, ist aufgrund der Intensität, 
räumlichen Reichweite und visuellen Dominanz der Baumaßnahmen die baubedingte Wirkung auf das 
Schutzgut Landschaftsbild insgesamt als hoch erheblich zu bewerten. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Durch die Erhöhung der zulässigen Gebäudehöhe auf 13,4 bzw. bereichsweise auf 20,0 m ergeben sich 
erhebliche zusätzlich anlagebedingte Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. Zwar sind entlang der Ge-
bäude bereits Baumpflanzungen aus großkronigen Laubbäumen vorhanden, diese befinden sich mit einem 
Alter von ca. 15 Jahren jedoch noch in einer frühen Entwicklungsphase, sodass eine geschlossene, wirksame 
Kronenbildung derzeit noch nicht gegeben ist. 

Kurz- und mittelfristig werden die geplanten Baukörper die Bäume deutlich überragen und aufgrund ihrer 
Höhe eine dominante Wirkung im Landschafts- und Ortsbild entfalten. Aufgrund der ebenen Topografie 
fehlen zudem natürliche Reliefstrukturen, die zur visuellen Gliederung oder Abschirmung beitragen könn-
ten, wodurch die Gebäude aus verschiedenen Blickrichtungen weitgehend ungehindert wahrnehmbar sind. 
Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass die Laubbäume in der Winterzeit kein Blattwerk tragen und ihre 
abschirmende Wirkung saisonal deutlich reduziert ist, sodass zumindest zeitweise ausgeprägte Sichtbezie-
hungen zu den erhöhten Baukörpern bestehen. 

Erst langfristig, mit dem weiteren Aufwuchs der Gehölze und der Ausbildung großer Kronen, ist von einer 
wirksameren Einbindung der Gebäude in das Landschaftsbild auszugehen. Insgesamt sind die anlagebe-
dingten Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild aufgrund der baulichen Dominanz, der fehlenden 
kurzfristigen Eingrünungswirkung und der jahreszeitlich bedingten Sichtbarkeit der Gebäude als hoch er-
heblich zu bewerten. 

http://www.umweltbundesamt.de/
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Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Betriebszustand sind insbesondere veränderte Lichtwirkungen infolge der erhöhten Gebäudehöhe von 
bis zu 20,0 m für das Schutzgut Landschaftsbild relevant. Die höheren Baukörper können zu einer stärkeren 
Sichtbarkeit von Fassaden- und Außenbeleuchtungen führen und diese über größere Entfernungen wahr-
nehmbar machen, als bei der bislang zulässigen Gebäudehöhe. Insbesondere in den Abend- und Nachtstun-
den kann dies zu einer verstärkten Fernwirkung künstlicher Lichtquellen und damit zu einer zusätzlichen 
visuellen Überprägung des Landschafts- und Ortsbildes führen. Durch die Höhenentwicklung der Gebäude 
besteht zudem die Möglichkeit, dass Licht aus oberen Geschossen oder von höher angeordneten techni-
schen Anlagen weniger durch umgebende Strukturen abgeschirmt wird. Die vorhandenen und geplanten 
Laubbäume tragen im Betriebszustand nur eingeschränkt zur Minderung dieser Effekte bei, da ihre abschir-
mende Wirkung sowohl aufgrund des noch nicht vollständig ausgebildeten Kronenvolumens als auch sai-
sonal in der laubfreien Zeit begrenzt ist. Insgesamt führen die veränderten Lichtwirkungen zu einer dauer-
haften, wenn auch im Vergleich zu den anlagebedingten Wirkungen weniger dominanten Beeinträchtigung, 
sodass die betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild als mittel erheblich zu be-
werten sind. 

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Landschaftsbild 

 

Schutzgut 
Baubedingte 

Auswirkungen 
Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Landschaftsbild hoch hoch mittel hoch 

Tab. 9 Erheblichkeit zum Schutzgut Landschaftsbild 

6.6.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bau-, anlage-, betriebsbedingte Auswirkungen 

Bau- und Bodendenkmale sind von der Planung nicht betroffen. 

Wesentliche Beeinträchtigungen des landschaftsprägenden Denkmals werden aufgrund der Entfernung 
nicht erwartet. 

Allgemein wird darauf hingewiesen, dass Bodendenkmäler, die während der Bauarbeiten zu Tage treten, 
der Meldepflicht gemäß Art. 8 BayDSchG unterliegen. Sie sind der zuständigen Behörde unverzüglich zu 
melden. 

Ergebniszusammenfassung der Auswirkungen Schutzgut Kultur und Sachgüter 

 

Schutzgut Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte   
Auswirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Gesamterheblich-
keit 

Kultur- und Sachgüter nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen 
nicht  

betroffen 

Tab. 10 Erheblichkeit zum Schutzgut Landschaftsbild 
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6.6.9 Wechselwirkungen 

Die nach Vorgaben des BauGB zu betrachtenden 
Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in 
unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechsel-
wirkungen zwischen den Schutzgütern sowie 
Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten 
und komplexe Wirkungszusammenhänge unter 
Schutzgütern zu betrachten. 

Die aus methodischen Gründen auf Teilseg-
mente des Naturhaushalts, die sogenannten 
Schutzgüter, bezogenen Auswirkungen betref-
fen also ein stark vernetztes komplexes Wir-
kungsgefüge. Die folgende Tabelle erlaubt ei-
nen Überblick und liefert Beispiele für mögliche 
Wechselwirkungen der diversen Schutzgüter. 

Im vorliegenden Fall ist auf Grundlage der vor-
liegenden Erkenntnisse jedoch nicht davon aus-
zugehen, dass diese Wechselwirkungen zwi-
schen den Schutzgütern zu zusätzlichen erheb-
lichen Belastungen führen werden. 

 

Leserichtung 

Boden Tiere und 
Pflanzen 

Mensch Klima und 
Luft 

Wasser Landschaft Kultur- & 
Sachgüter 

Fläche 

Boden  Vegetation 
als Erosions-
schutz 

Bodenentste-
hung und Zu-
sammenset-
zung 

Verdichtung 
und Erosion 
durch Tritt-
belastung 
und Bewirt-
schaftung 

Einfluss auf 
Bodenbil-
dung und 
Zusammen-
setzung 

Entstehung 
von Erosion 

Einfluss auf 
Bodenent-
stehung und 
Zusammen-
setzung 

Bewirkt Ero-
sion 

Bewegte To-
pografie er-
höht Erosi-
onsrisiko 

Bodenabbau 

Veränderung 
durch inten-
sive Nutzung 
und Ausbeu-
tung 

 

Tiere und 
Pflanzen 

Boden als 
Lebensraum 

 Auslösen von 
Flucht- und 
Meideverhal-
ten 

Luftqualität 
sowie Mikro- 
& Makro-
klima als 
Einflussfak-
tor auf den 
Lebensraum 

Oberflä-
chengewäs-
ser als Le-
bensraum 

Bodenwas-
ser als 
Wachstums-
grundlage 

Vernetzen-
des Element 
von Lebens-
räumen 

Kulturgüter 
als Lebens-
raum 

 

Mensch Grundlage 
der Land-
wirtschaft 

Nahrungs-
grundlage 

Schönheit 
des Lebens-
umfelds 

 Luftqualität 
sowie Mikro- 
& Makro-
klima als 
Einflussfak-
tor auf den 
Lebensraum 

Trinkwasser- 
& Nahrungs-
versorgung 

Gewässer 
zur Erholung 

Erholungs-
raum und 
Identifika-
tion 

Schönheit 
des Lebens-
umfeldes 

Schaffung 
und Erhalt 

 

Klima und 
Luft 

Speicherung 
von klima-
schädlichen 
Gasen 

Verdunstung 
durch Vege-
tation (Kalt- 
& Frischluft-
produktion) 

Schaffung 
gesunder Le-
bensverhält-
nisse 

 Einfluss über 
Verduns-
tungsrate 

Einfluss auf 
das Mikro-
klima durch 
Hindernisse 

  

Wasser Grundwas-
serfilter, 
Wasserspei-
cher 

Vegetation 
als Wasser-
speicher und 
-filter 

Erholung als 
Störfaktor 

Entstehung 
von Kalt- 
und Frisch-
luft 

 Veränderung 
durch Abtrag 
und Anlage-
rung 

Wirtschaftli-
che Nutzung 
als Störfak-
tor 

 

 

Abb. 8 Darstellung der Schutzgüter und deren 
Wechselwirkungen  
Quelle: Wikifk5 der Hochschule für Wirtschaft und 
Umwelt Nürtingen-Geislingen © 2009 Julia Balko © 
MWK-BW  
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Leserichtung 

Boden Tiere und 
Pflanzen 

Mensch Klima und 
Luft 

Wasser Landschaft Kultur- & 
Sachgüter 

Fläche 

Landschaft Bodenrelief 
als charakte-
ristisches 
Element 

Pflanzen und 
Tierwelt als 
natürliche, 
prägende 
Landschafts-
bestandteile 

Lärmschutz-
anlagen als 
Störfaktor, 

Entwicklung 
einer typi-
schen Kultur-
landschaft 

 Oberflä-
chenwasser 
als Charak-
teristikum 
und Eigenart 

 Kulturgüter 
als Charakte-
ristikum und 
Eigenart 

 

Kultur- & 
Sachgüter 

Archivfunk-
tion 

Substanz-
schädigung 

  Erosion von 
Baudenkmä-
lern 

Teil der Cha-
rakteristik 
und Eigenart 

  

Fläche Bodenbil-
dung und 
Ausgleich-
prozesse 

Isolierte Flä-
chen führen 
zu isolierten 
Populationen 

Zerschnei-
dung und 
Verinselung 
durch Stra-
ßen, Ge-
bäude. De-
gradation 
durch Bau-
verbotszonen 

Grundlage 
für Verduns-
tung und 
Windbildung 

Grundlage 
für Neubil-
dung von 
Grundwasser 

Verduns-
tungsfläche 

Wahrnehm-
barkeit im 
Raum 

Wahrnehm-
barkeit im 
Raum 

 

Tab. 11 Nach Schrödter et al. 2004, verändert 

6.6.10 Schwere und Komplexität der Auswirkungen, Reversibilität 

Die Schwere der Auswirkungen wird durch deren Qualität bzw. Intensität bestimmt. Dabei sind auch die 
Empfindlichkeit und die Schutzwürdigkeit der betroffenen Schutzgüter von Bedeutung. Je nach Vorhabens-
typ kann auch die Dauer von Umweltauswirkungen erschwerend wirken (beschränkt auf bestimmten Zeit-
raum / permanente Beeinträchtigung). Auch die Häufigkeit kann vorhabenspezifisch für die Schwere der 
Umweltauswirkungen bedeutsam sein. 

Die vorliegende Planung stellt im Wesentlichen eine Nutzungsintensivierung im Vergleich zum bereits be-
stehenden, aber noch nicht vollständig umgesetzten Baurecht dar. 

Die Planung dient grundsätzlich einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden und vermeidet die Über-
planung bislang unbeanspruchter Flächen im Außenbereich.  

Schwerwiegende Auswirkungen auf Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind durch die Planung 
nicht zu erwarten, das Vorhaben weist daher keine besondere Komplexität der Auswirkungen auf. 

Bei den zu erwartenden Beeinträchtigungen handelt es sich um permanente Beeinträchtigungen. 

Im Übrigen wird auf die vorhergebende Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkun-
gen der einzelnen Schutzgüter verwiesen. 

6.7 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung der nachteiligen Auswirkungen 

Im Bebauungsplan werden Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung von Eingriffen in den Natur-
haushalt und die Landschaft festgesetzt. Diese sind: 

Schutzgut Mensch 
- Umfassende Eingrünung unter Wahrung größtmöglicher Abstände zu angrenzender Bebauung. 

Schutzgut Natur und Landschaft 
- Nutzung von Flächen mit einer geringen Biotopausstattung und geringen Bedeutung für die Tier- 

und Pflanzenwelt. 



Gemeinde Fridolfing – 3. Änderung Bebauungsplan „Kaltenbrunn II“ 30 

BEGS GmbH 

- Umfassende und detaillierte Festsetzungen zur Grünordnung, wie zum Beispiel Entwicklung von 
Grünflächen, Mindestpflanzgebote standortgerechter und klimaverträglicher Bäume und Sträucher, 
Vorgaben zu Mindestqualitäten. 

Schutzgut Boden / Wasser 
- Nutzung eines vorgeprägten und zum Teil bereits versiegelten Standorts (bestehendes Betriebsge-

lände) 
- Festsetzung einer umlaufenden Fläche zur Eingrünung im Übergang zur freien Landschaft. 
- Zur Versickerung der anfallenden Dachabwässer und Niederschlagswasser sind in Ergänzung des 

geplanten Entwässerungskonzepts Muldensysteme und/oder Mulden-Rigolensysteme zu integrie-
ren. 

Schutzgut Klima/Luft 
- Erweiterung vorgeprägter Bereiche (bestehendes Betriebsgelände). 

6.8 Alternativen (Planungsvarianten) 

Als Alternative kommt die Nullvariante in Frage. Dies bedeutet hier konkret, den Bebauungsplan nicht zu 
ändern.  

Eine Alternative zur Änderung der zulässigen Höhe wäre die Beibehaltung der jetzt zulässigen Höhe. Um 
die erforderlichen Lagerkapazitäten unterzubringen, wäre es erforderlich, die überbaubare Fläche zu ver-
größern. Die derzeitige Grundstücksfläche wäre hierfür jedoch nicht ausreichend, so dass eine Erweiterung 
des Gewerbegebietes auf bisher nicht baulich genutzte Flächen notwendig wäre.  

Da dies jedoch dem Ziel, den Flächenverbrauch zu minimieren entgegensteht, hat sich der Gemeinderat in 
der Gesamtabwägung dafür entschieden, einer größeren Höhe den Vorrang vor zusätzlichem Flächenver-
brauch einzuräumen. 

6.9 Naturschutzrechtliche Eingriffsreglung 

Der Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (er-
gänzte Fassung)“ (Bayer. Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen StMLU, 2003) regelt 
die Umsetzung der Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. 

Das Planungsgebiet liegt im Bereich des bestehenden Betriebsgeländes innerhalb eines nach § 30 BauGB 
überplanten Bereichs.  

Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird kein zusätzlicher Eingriff begründet, der auszugleichen 
wäre, da bereits das gesamte Grundstück als Eingriff gewertet wurde. 

Die Änderungen der Ausgleichsfläche durch zusätzliche Gehölzpflanzungen, sowie der Fläche für die Orts-
randeingrünung im Vergleich zum gültigen Bebauungsplan stellen keine nachteiligen Eingriffe in Natur 
und Landschaft dar 

Die im gültigen Bebauungsplan festgesetzte Ausgleichsfläche wurde in diesem Zusammenhang nur mit in 
Teilen veränderter Lage aber in der im gültigen Bebauungsplan festgesetzten Größe hergestellt. 

6.10 Artenschutzrechtliche Betrachtung 

Gemäß § 18 Abs. 2 BNatSchG ist für Vorhaben nach den Vorschriften des BauGB im Geltungsbereich von 
Bauleitplänen während der Planaufstellung (vgl. § 18 Abs. 1 BNatSchG, § 1a Abs. 3 BauGB) zu prüfen, ob 
die artenschutzrechtlichen Verbote nach § 44 BNatSchG, insbesondere die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 
1 BNatSchG, entgegenstehen (spezielle artenschutzrechtliche Prüfung – saP).  

Gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten:  
1) wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören,  
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2) wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert,  

3) Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4) wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Innerhalb des Planungsgebietes liegen keine FFH-Gebiete oder Europäische Vogelschutzgebiete (SPA-Ge-
biete) im Sinne von § 32 BNatSchG (NATURA 2000-Gebiete). Biotope oder Lebensstätten gemäß § 30 
BNatSchG und Art. 23 BayNatSchG bleiben von der Planung unberührt. In Waldflächen wird nicht einge-
griffen.  

Im größeren Umfeld des Planungsgebiets ist von hochwertigen und artenreichen Lebensräumen und prüf-
relevanten Arten auszugehen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG 
auf Ebene der konkreten Vorhabengenehmigung abschließend zu prüfen sind. 

Grünordnung / Gehölzbestand 

Das bestehende Betriebsgelände weist in den Randbereichen eine bestehende Eingrünung durch Bäume 
und Sträucher auf. Bei den Gehölzen im Norden und Osten handelt es sich um bereits hergestellte Aus-
gleichsmaßnahmen, die in Form von gebietseigenen Baum- und Strauchpflanzungen hergestellt wurden. 
Randlich der Tittmoninger Straße wurde zudem eine Gehölzreihe ergänzt. 

Die Gehölze werden durch die vorliegende Planung erhalten und im Bestand gesichert und durch einzelne 
Neupflanzungen großkroniger, heimischer Laubbäume ergänzt. 

Der Gehölzbestand weist keine Habitatstrukturen wie Höhlen und Spalten auf, so dass dauerhafte Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten für Fledermäuse beziehungsweise Höhlen- und Halbhöhlenbrüter fehlen. Eine 
Beeinträchtigung von entsprechenden prüfrelevanten Tierarten kann nach derzeitiger Einschätzung daher 
ausgeschlossen werden.  

Grundsätzlich stellen die vorhandenen Bäume und Gehölze jedoch einen potenziellen Lebensraum für sai-
sonal brütende Vogelarten dar. 

Die Grünflächen im Umfeld der bisherigen baulichen Anlagen sind als Ackerfläche ausgebildet, welche 
vornehmlich zum Anbau von Mais genutzt werden. 

Prognose zu Schädigung- und Störungsverboten 

Grundsätzlich stellen die vorhandenen Gehölze einen potenziellen Lebensraum für saisonal brütende Vo-
gelarten dar. 

Durch die Planung gehen nach derzeitiger Einschätzung jedoch keine essenziellen Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten für Brutvögel mit saisonalen Brutplätzen verloren, eine Gefährdung der lokalen Brutvogelpo-
pulationen ist nicht zu erwarten.  

Zusätzlich stehen in der näheren Umgebung zum Eingriffsbereich Bäume und Heckenstruktur mit ausrei-
chend Nistmöglichkeiten zur Verfügung. In der weiteren Umgebung wurden bei vorangegangenen Gutach-
ten Vorkommen von kulissenempfindlichen Bodenbrütern wie dem Kiebitz festgestellt. Unter Berücksich-
tigung der bestehenden Kulissen (v.a. nördlich des Plangebiets) ist eine Verschlechterung der Lebensräume 
für Offenlandarten durch die vorliegende Planung nicht gegeben. 

Zudem ist grundsätzlich anzumerken, dass durch die vorliegende Nutzung und dem vorhandenen Gewer-
begebiet eine Vorbelastung vorliegt und daher nur häufig und an den Lebensraum anspruchslose „Sied-
lungsarten“ wie Amsel, Buchfink, Rotkehlchen oder Mönchsgrasmücke zu erwarten sind. 

Innerhalb des überplanten Bereichs fehlen aufgrund der intensiven anthropogenen Prägung Strukturen 
oder Habitatrequisiten wie zum Beispiel Altgras- oder Hochstaudenfluren, Kies- und Sandflächen für arten-
schutzrechtlich relevante Insekten-, Reptilien- und Amphibiengruppen.  
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Auch sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand keine Gehölze vorhanden, die als Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten für die Haselmaus geeignet sind, ein unmittelbarer Verlust am Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
liegt demnach nicht vor (siehe dazu auch Kap. 6.5.3). 

Im Eingriffsbereich sind keine als Laichgewässer geeigneten Fortpflanzungsstätten für Amphibien vorhan-
den. Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung fehlen Gehölzstrukturen die zur Überwinterung 
für Amphibien geeignet sind.  

Aus der Gruppe der artenschutzrechtlich relevanten Gefäßpflanzen sind aufgrund der Standortbedingungen 
keine Vorkommen im Eingriffsbereich zu erwarten. 

Artenschutzrechtliche relevante Tier- und Pflanzengruppen sind daher nach derzeitiger Einschätzung von 
der Planung nicht betroffen.  

Dem städtebaulichen Vorhaben stehen somit keine grundsätzlichen artenschutzrechtlichen Aspekte entge-
gen. Somit kann entsprechend den Hinweisen der Obersten Baubehörde (2008) auf einen detaillierten Fach-
beitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) verzichtet werden.  

Potenzielle Natura-2000-Gebiete (FFH- und VS-Richtlinien) sind von diesem Bebauungsplan nicht betrof-
fen. In Waldflächen wird mit dieser Planung nicht eingegriffen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG im Rahmen der konkreten Vor-
habengenehmigung abschließend zu prüfen sind. 

6.11 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren, Hinweise 
auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Für die Erstellung des Umweltberichts und die Beurteilung der Eingriffsregelung wurde der Bayerische 
Leitfaden „Der Umweltbericht in der Praxis – ergänzte Fassung“ der Obersten Baubehörde im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern und des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umwelt-
fragen (2007) verwendet. 

Als „technische Verfahren“ bei der Erstellung des Umweltberichtes ist vor allem die Bewertung der Schutz-
güter und die Prognose der Umweltauswirkungen zu nennen. Die Bewertung der Schutzgüter erfolgte ver-
bal-argumentativ. Die Prognose der Eingriffsschwere wurde anschließend drei Stufen der Erheblichkeit zu-
gerechnet: gering, mittel, hoch.  

Folgende Datenquellen wurden zur Erstellung des Umweltberichts verwendet: 
- Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Gemeinde Fridolfing 
- Arten- und Biotopschutzprogramm des Landkreises Traunstein (BayStMUG 1993) 
- Artenschutzkartierung Bayern (LfU 2009) 
- Biotopkartierung Bayern, (LfU 2013) 
- Agrarleitplan für den Regierungsbezirk Oberbayern (Stand 1988) 
- BayernAtlas des Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und Heimat 
- Online-Kartendienste des Bayerischen Landesamt für Umwelt LfU (z. B. Umwelt-Atlas, Informations-

dienstüberschwemmungsgefährdeter Gebiete in Bayern, FIS-Natur Online – FIN-Web) 
- Rauminformationssystem Bayern (RISBY) 
- Bayerischer Denkmal-Atlas des Landesamts für Denkmalpflege BLfD 
- Beschreibung, Bewertung und Empfindlichkeit der landschaftsökologischen Einheiten (BayStMLU 

1978) 
- Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) Gewerbegebiet 

Kaltenbrunn II, Dr. Manhart (2016) 
- Artenschutzrechtliche§ Vorprüfung zur Änderung des Bebauungsplans Gewerbegebiet Kaltenbrunn 

II, Dr. Manhart (2024) 
- Rechtskräftiger Bebauungsplan „Gewerbegebiet Kaltenbrunn II“, inkl. Umweltbericht (2016) 
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- Hydraulische Untersuchung, Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH Ammersee, 82266 Inning am 
Ammersee, (2026) 

6.12 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) der erheblichen Auswirkungen der Durchführung 
des Bauleitplans auf die Umwelt 

Die Gemeinde Fridolfing wird im Rahmen des Monitorings die getroffenen Prognosen, die mit dem städte-
baulichen Projekt verbunden sind, überprüfen und erforderlichenfalls Steuerungsmaßnahmen ergreifen. 

Auf Grund der örtlichen Standortbedingungen können dann negative Auswirkungen eintreten, wenn keine 
ausreichende Versickerung des Niederschlagswassers erfolgt. Aus diesem Grund ist die Funktionsfähigkeit 
der Versickerungseinrichtungen alle 5 Jahre sowie nach Starkregenereignissen zu überprüfen und gegebe-
nenfalls zu ertüchtigen. 

6.13 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Im nordwestlichen Ortsrandbereich von Fridolfing soll ein Teil des bestehenden Bebauungsplans des Ge-
werbegebiets „Kaltenbrunn II“ geändert werden. 

Der im Gewerbegebiet ansässige Betrieb benötigt mehr Lagerflächen. Da die zur Verfügung stehenden Flä-
chen begrenzt sind und neue Bauflächen nicht in Anspruch genommen werden sollen, ist es erforderlich, 
die zulässige Wandhöhe zu erhöhen. Daher ist es erforderlich, den gültigen Bebauungsplan in der Fassung 
der 2. Änderung zu ändern. Die vorliegende Planung ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

Die Änderung erfolgt am nordöstlichen Rand des Gewerbegebiets Kaltenbrunn, östlich der Tittmoninger 
Straße. Die östlich angrenzenden im Zusammenhang bebauten Bereiche sind durch die bestehenden Ge-
werbeflächen geprägt. 

Der Änderungsbereich ist von zwei Seiten von Gehölzpflanzungen begrenzt. Bei den Heckenstrukturen han-
delt es sich um bereits hergestellte Ausgleichsmaßnahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans. 

Der vorliegende Umweltbericht stellt das Ergebnis der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter 
Mensch, Pflanzen / Tiere, Fläche, Boden, Wasser, Klima / Luft, Landschaft / Landschaftsbild sowie Kultur- 
und Sachgüter dar, die aus einer Realisierung des städtebaulichen Vorhabens resultieren. 

Die Planung entspricht der städtebaulichen Konzeption der Gemeinde und dient der nachhaltigen städte-
baulichen Entwicklung. 

Grundsätzliche artenschutzrechtliche Aspekte stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG auf Ebene der konkreten Vorhabengenehmigung ab-
schließend zu prüfen sind. 

Das Monitoring sieht eine Überprüfung der Versickerungsanlagen des Gebiets vor. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt einen Überblick auf über die bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswir-
kungen auf die Schutzgüter durch das Planungsgebiet. 
 

Schutzgut Baubedingte Aus-
wirkungen 

Anlagebedingte Aus-
wirkungen 

Betriebsbedingte Aus-
wirkungen 

Ergebnis 

Mensch gering gering gering gering 

Pflanzen und Tiere mittel gering gering gering 

Fläche nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen gering 

Boden nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen 

Oberflächengewässer gering nicht betroffen nicht betroffen gering 

Oberflächenwasserab-
fluss gering gering gering gering 

Grundwasser nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen 
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Schutzgut 
Baubedingte Aus-

wirkungen 
Anlagebedingte Aus-

wirkungen 
Betriebsbedingte Aus-

wirkungen Ergebnis 

Klima/Luft nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen 

Landschaftsbild hoch hoch mittel hoch 

Kultur-/Sachgüter nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen nicht betroffen 

Tab. 12 Zusammenfassende Übersicht zur Erheblichkeit der Auswirkungen auf Umwelt, Mensch, Kultur- 
und Sachgüter 

Die Änderung des Bebauungsplans führt mehrheitlich nicht zu zusätzlichen negativen Auswirkungen auf 
die Schutzgüter im Vergleich zu den bereits zulässigen Entwicklungen. 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird kein neues Baurecht generiert. Die im bereits rechtsgültigen 
Bebauungsplan festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen werden durch die vorliegende Änderung gesichert. 

Durch die bereits hergestellten und etablierten Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs 
wird der oftmals entstehende zeitliche Versatz der Wirksamkeit des naturschutzrechtlichen Ausgleichs in 
Teilen vermieden. 

Die Planung ermöglicht im Wesentlichen die Entwicklung von Gebäuden von 13,4 m bis zu 20.0 m, sodass 
sich vor allem bezogen auf das Schutzgut Landschaftsbild Auswirkungen einer hohen bis mittleren Erheb-
lichkeit ergeben. 

Als Maßnahmen zur Minderung setzt der Bebauungsplan daher zusätzliche Gehölzpflanzungen fest, um die 
visuelle Wirkung durch eine intensivere Eingrünung des Gebiets zu vermindern. 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- bzw. Minderungsmaßnahmen kann das städtebauliche Vorhaben 
als umweltverträglich eingestuft werden. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 

 

 

Fridolfing, den 

 

 

................................................................. 

Werner Schulzke 

Erster Bürgermeister 
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Literatur- und Quellenverzeichnis 

Die, in diesem Bebauungsplan verwendeten Abbildungen und Karten wurden, soweit nicht anders angege-
ben, durch die BEGS GmbH erstellt. 

Im Übrigen wurden neben eigenen Erhebungen folgende Quellen zur Erstellung dieser Begründung ver-
wendet. 

• RAUMINFORMATIONSSYSTEM RIS-VIEW IN BAYERN (RISBY) 

Auskunftssystem zum Rauminformationssystem der Landes- und Regionalplanung Bayern, Bayeri-
sches Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, München  

• BAYERISCHER DENKMAL-ATLAS 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Hofgraben 4, München 

• KARTENDIENSTE DER LANDESANSTALT FÜR UMWELT LFU BAYERN  

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Augsburg  

• REGIONALPLAN DER REGION 18 SÜD-OST-OBERBAYERN 

Regionaler Planungsverband Südostoberbayern, Geschäftsstelle Region 18, Altötting 

• ARTEN- UND BIOTOPSCHUTZPROGRAMM BAYERN – LANDKREIS TRAUNSTEIN 

Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen, München 

Stand: 2008 

• AGRARLEITPLAN REGIERUNGSBEZIRK OBERBAYERN 

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, München, Stand: 1988 

• BESCHREIBUNG, BEWERTUNG UND EMPFINDLICHKEIT DER LANDSCHAFTSÖKOLOGISCHEN EINHEI-
TEN  

Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen, München 

Stand: 1978 

• RECHTSWIRKSAMER FLÄCHENNUTZUNGSPLAN UND LANDSCHAFTSPLAN 

• ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORPRÜFUNG 

Dr. Christof Manhart, Laufen, 12.08.2024 

• HYDRAULISCHE UNTERSUCHUNG 

Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH Ammersee, 82266 Inning am Ammersee, 09.05.2026 


